
raelische Verluste mit sich gebracht hätte,
nur mit Mühe zurückgehalten. Dank der di-
plomatischen Intervention von Habib kam es
schließlich am . August zu einem Waffen20 -
stillstand und zu einem Plan für den Abzug
der PLO, der von einer multinationalen Streit-
macht, bestehend aus je 800 Soldaten aus den
USA und Frankreich sowie 400 Italienern
überwacht wurde und am 1. September abge-
schlossen werden konnte. Mehr als 11 000 Pa-
lästinenser wurden in acht verschiedene ara-
bische Staaten evakuiert20).

23) „Israel fought to destroy the PLO's military
power, but the ultimate audience for that object les-
son is not in the Lebanon at all; it is the Palesti-
nians of the West Bank and Gaza, who were
promised ,ful autonomy, but are threatened with
absorption of dispersal", in: New York Times vom
24.6. 1982.

Zu diesem Zeitpunkt schien das amerikani-
sche Krisenmanagement erfolgreich; denn
dank amerikanischer Vermittlung war am
20. August die Grundlage geschaffen worden,
«die notwendig ist, um die volle Souveränität,
Einheit und territoriale Integrität Libanons
wiederherzustellen, den raschen Abzug aller
fremden Truppen ... zu erreichen und zur
Gewährleistung der Sicherheit des nördli-
chen Israel beizutragen"21)-
Bis zu diesem Zeitpunkt hatte die Regierung
Reagan gegenüber den isrealischen Aktionen
eine überwiegend abwartende Position bezo-
gen. Punktuelle Kritik am militärischen Vor-
gehen der Israelis kann nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß die amerikanische Regie-
rung stillschweigend einige zentrale politi-
sche Vorstellungen der Israelis teilte22).
Durch die militärischen Aktionen wurden der
Süd-Libanon und Beirut von der PLO befreit;
damit wurde Nord-Israel vor PLO-Übergriffen
sicher. Die PLO sollte auch als politischer
Faktor im Nahost-Friedensprozeß entschei-
dend geschwächt werden. Die politische Kon-
stellation im Libanon würde nach der Nieder-
lage der PLO neue Einflußmöglichkeiten brin-
gen. Die bevorstehende Präsidentenwahl im
Libanon bot die Chance, mit Bechir Gemayel
einen Friedensvertrag abzuschließen und Is-
raels Einfluß im Libanon zu verstärken.
Wie schon der Yom-Kippur-Krieg 1973, so er-
schien auch die Libanon-Krise als Schmelztie-

2 Its passions led the administration in the direc-
tion of Israel. But the cold logic of interest, the pre-
sumed weight of the business man's sensibility that
came with Reagan and his California entourage, led
a wing of Reagan officials to take a sympathetic

i Eiew of the Arab States“.
uad Ajami, The Shadows of Hell, in: FP, Nr. 48,

derbst 1982, S. 97.

gel, um den Friedensprozeß neu zu formen.
Seit Monaten war der Druck in der öffentli-
chen Meinung — nicht nur in den USA —
gewachsen, die amerikanische Regierung
müsse endlich im Nahen Osten diplomatische
Initiativen ergreifen. Nachdem Israel an sei-
ner Nordgrenze keine unmittelbare Gefahr
mehr von palästinensischen Angriffen drohte,
hofften die USA daß sich nun eine Gelegen-
heit bieten würde, Israel zu Verhandlungen
im Rahmen von Camp David zu drängen23).
Aber weil sich Ende August 1982 heraus-
schälte, daß Israel seine Kriegsziele ausdeh-
nen, seine militärische Präsenz festigen und
seinen politischen Einfluß im Libanon perma-
nent gestalten wollte, war die umfassende
amerikanische Friedensinitiative vom 1. Sep-
tember 1982 nicht nur Ausdruck einer Chan-
ce, sondern ließ Eile erkennen, nachdem man
in Washington zu lange Israels Aggressivität
im Nahen Osten toleriert hatte.
In einem umfassenden Zusammenhang sym-
bolisierte die politische und militärische Aus-
dehnung der israelischen Kriegsziele, daß
nun auch das letzte Kettenglied des amerika-
nisch-israelischen strategischen Konsenses
zersprungen war.
Vermutlich wünschte die Regierung Reagan
keine Invasion des Libanon. Hatte sie aber
nicht den Weg für die neue Logik der Regie-
rung durch ihren neuen Primat der militäri-
schen Stärke geebnet, der als Ultima ratio der
Außenpolitik betont wurde? Hatte Verteidi-
gungsminister Sharon nicht lediglich das aus-
geführt, was er bei den neuen konservativen
Kräften in Washington hörte: Eliminierung
der PLO. Eine Kettenreaktion war die Folge:
Begin hielt sich an die palästinenser-feindli-
che Rhetorik der Regierung Reagan, Sharon
hielt sich an Haigs Zustimmung und setzte
Begins säkularisierten Zionismus in Erobe-
rungspolitik um. So konnten amerikanische
Zweideutigkeiten gegenüber Israel von Begin
und Sharon als Zustimmung interpretiert
werden, bevor die USA Israel vor einer Inva-
sion zurückhalten konnten. Der Fahd-Plan
vom August 1981 und der arabische Gipfel in
Fes im November 1982 begannen Wirkung zu
zeigen wie auch die neuen diplomatischen



densinitiative, der Camp-David-Vertrag, die
Libanon-Invasion und die amerikanische Frie-
densinitiative vom September 1982 gedrängt
hatten, herausgetreten. Verbunden mit der
Sowjetunion und mit der iranischen Mullah-
Theokratie besitzt Assad nun eine überra-
gende Position. Wie auch Israel, so wünscht
Assad keinen unabhängigen Palästinenser-
Staat. Seine heutigen Verbündeten in der
PLO, Abu Musa und Nimr Saleh, haben mor-
gen in Assad vermutlich einen Gegner, wenn
sie den unabhängigen Palästinenser-Staat
durch Kampf erzwingen wollen. Assad wird
keine PLO auf seinem Territorium dulden, die
ihn in einen Konflikt mit Israel hineinziehen
könnte. Der nächste „Schwarze Monat" für die
radikale Rest-PLO in Damaskus scheint damit
schon vorprogrammiert.

So wird eine doppelte Ironie erkennbar:

1. Was den Israelis in West-Beirut nicht ge-
lang, die Zerschlagung der PLO und Arafats,
wird nun durch die PLO selbst und Syrien
besorgt. Der Schwarze November von 1983
signalisiert vermutlich auch das Ende der
PLO als ernst zu nehmende politische Kraft
im Nahen Osten.

2. Die Radikalisierung der PLO wird viel-
leicht in Zukunft dazu führen, daß die politi-
schen und militärischen Mittel zur Durchset-
zung eines unabhängigen Palästinenser-Staa-
tes den radikalen PLO-Führern von Assad aus
der Hand geschlagen werden. Das Katz-und-
Maus-Spiel Assads mit der PLO wird deshalb
weitergehen.

III. Bilanz und Ausblick

Nicht nur im Nahen Osten, sondern auch in
den USA selbst sind derzeit die Aussichten
für eine Friedensregelung schlecht. Es kann
gar nicht deutlich genug gemacht werden,
daß das Ausbleiben weiterer Fortschritte im
Nahen Osten zentral mit den innenpoliti-
schen Besonderheiten der USA zusammen-
hängt. Abgesehen von der engen Symbiose
fundamentaler Interessenperzeptionen in den
USA und in Israel gilt jedoch ein zweites: Das
amerikanische Regierungssystem der Checks
und Balances erlaubt auf dem oben geschil-
derten Hintergrund keine grundsätzlichen
Veränderungen gegenüber Israel. Hinzu
kommt die unbefriedigende Tatsache, daß au-
ßenpolitische Kontinuität gerade mit Blick
auf die Nahost-Politik schwer realisierbar er-
scheint: Jeder Präsident benötigt ein Jahr zur
Einarbeitung, im zweiten Jahr hindern ihn die
Kongreßwahlen an einer Initiative, die von Is-
rael Konzessionen verlangen könnte. Im drit-
ten Jahr beginnen die eigenen innenpoliti-
schen Wahlkampfüberlegungen, die Nahost-
politik zu beeinflussen, so daß im vierten Jahr
Initiativen weitgehend ausgeschlossen wer-
den können. Erst im fünften Jahr, also zu Be-
ginn einer zweiten Amtsperiode, kann sich
ein amerikanischer Präsident in der Regel ge-
nügend Freiraum für ein ausgewogenes Nah-
ost-Konzept verschaffen.
In Anbetracht der Tatsache, daß jeder arabi-
sche oder israelische Politiker, der heute in
verantwortlicher Position steht, in der Regel
bisher mit vier verschiedenen amerikani-

schen Präsidenten, sechs verschiedenen Au-
ßenministern, ca. zehn Unterstaatssekretären
und noch mehr Nahost-Sonderbeauftragten
der USA verhandelt hat, ist der folgende Be-
fund überspitzt, aber treffend: „Unstable, un-
predictable, and contradictory, run by men
with an average of less than two years ex-
perience and a future of not more than four 
years, crowded by self-serving individuals
with Information or influence for sale, the
presidency in Washington is no easier to un-
derstand than the Byzantine emperor in Con-
stantinople.“37)
Trotz der Brüche und Widersprüchlichkeiten
im Entscheidungsprozeß zeichnet sich die
Substanz der amerikanischen Nahost-Politik
durch bemerkenswerte Kontinuität aus.
Der Grundsockel amerikanischer wirtschafts-
und energiepolitischer Interessen blieb in den
vergangenen Jahrzehnten unbeschädigt. Er
konnte in Krisen und Turbulenzen gewahrt
werden, wie auch sowjetischer Einfluß einge-
dämmt werden konnte. Aber der Preis für die
diplomatische Exklusivität der USA im Na-
hen Osten ist Stillstand bei den arabisch-
israelischen Friedensbemühungen. Mit Be-
ginn der Regierung Reagan wurde nicht mit
der vergangenen Nahost-Politik gebrochen,
lediglich die Prioritäten wurden verändert



Wie der erste falsche Schritt beim Aufstehen
Unglück für den Tag bringen kann, so brachte
das Konzept des strategischen Konsenses der
Regierung Reagan Mißerfolge; Logik und Prä-
missen für die weiteren Schritte waren auf
Fehlleistung programmiert, wie die Entwick-
lung von 1980 bis 1982 gezeigt hat. Israel
konnte konsequent seine regional-imperialen
Ziele erfolgreicher anvisieren, zumal die
sträfliche Vernachlässigung der Autonomie-
verhandlungen im Rahmen von Camp David
von der Regierung Reagan vorexerziert
wurde.
Nach der israelischen Eskalationsspirale, die
im Einmarsch in den Libanon im Sommer
1982 ihren Höhepunkt erreichte, eilte Reagan
mit seiner Initiative vom September 1982 zu
spät ans Rednerpult. Sie entpuppte sich au-
ßerdem als rhetorisches Feuerwerk ohne kon-
zeptionellen und verhandlungspolitischen
Willen.
Die amerikanische Nahost-Politik der ausge-
henden sechziger Jahre bis Ende der siebzi-
ger Jahre stellte eine große Leistung dar, weil
überparteiliche Überlegungen dominierten.
Alle Präsidenten, auch in ihrem Scheitern, be-
mühten sich, Entspannungsansätze mit der
Sowjetunion auf globaler Ebene auf den Na-
hen Osten zu übertragen. Sie scheiterten an
Israels Starrheit, an der innenpolitischen pro-
jüdischen Lobby in Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft, aber auch an der Radikalität der
PLO. So gesehen besteht seit 1948 ein uner-
füllter amerikanisch-sowjetischer Wunsch
nach Interessenverknüpfung im Bemühen, Is-
rael, die arabischen Staaten und die PLO zu
einer gegenseitigen Anerkennung der Reali-
täten zu bewegen. Die Regierung Reagan zog
die paradoxe Konsequenz, daß nach dem
amerikanischen Versagen im Iran negative
Schlußfolgerungen für die amerikanische Po-
litik im Zentrum des Nahost-Konflikts gezo-
gen werden müßten: Nicht mehr der Primat
der Diplomatie von Camp David, sondern
neue militärisch-strategische Prioritäten
schienen zu dominieren.
So stehen heute der amerikanischen Nahost-
Politik weniger Optionen zur Verfügung.
Vielmehr ist sie mit Dilemmata konfrontiert,
die sich durch dilettantische Politik der Re-
gierung Reagan verstärkt haben.

Beim Friedensprozeß bewegt sich diploma-
tisch nichts mehr. Israel praktiziert eine Ver-
handlungsstrategie der „strikten Einhaltung"
von Camp David, was auf der Westbank
nichts anderes bedeutet als arabische Auto-

nomie für die Müllabfuhr. Die Folgen sind
Resignation und ein wachsender politischer
Gärungsprozeß unter den Palästinensern in
den besetzten Gebieten. Hier wächst revolu-
tionäre Glut, die eines Tages den Sprengsatz
für palästinensischen Nationalismus entfa-
chen könnte, wie ihn der Nahe Osten bisher
nicht erlebt hat. Wer das tief verankerte Be-
wußtsein für Stolz und Prestige der Araber
kennt und um die erniedrigenden Praktiken
der Israelis in den besetzten Gebieten weiß,
dem wird deutlich, daß diese Diskrepanz im
Stil — abgesehen von der Substanz des Kon-
flikts — in den kommenden Monaten und
Jahren zu Entwicklungen führen kann, die
nicht nur Israels Herrschaft über die besetz-
ten Gebiete, sondern die Fundamente von
Staat und Gesellschaft in Israel selbst ins
Wanken bringen können. Israel ruht auf De-
mokratie, Legalität und Pluralität, nicht aber
auf Totalitarismus. Darin liegen demokrati-
sche Hoffnungen und realpolitische Risiken
für die Regierung Shamir, wenn sie den ex-
pansiven Kurs der Regierung Begin halten
will.
Derzeit scheint es, als ob die Regierung
Reagan allen Einfluß auf die Regierung in Is-
rael verloren hat. Die Versäumnisse der Jahre
1981 bis 1983 sind nicht wieder aufzuholen
bzw. gutzumachen.

Weiterhin zeichnet sich die amerikanische
Nahost-Politik dadurch aus, daß sie nach
Schaffung vollendeter Tatsachen durch Israel
im Libanon nun eine Politik der Schadensbe-
grenzung versucht, nachdem sie zu lange eine
stillschweigende taktische Allianz mit Israel
eingegangen war. Heute ist aber ein strategi-
scher Dissens zwischen den USA und Israel
zu konstatieren, sowie andererseits eine takti-
sche Allianz zwischen Syrien und Israel, die
den Interessen der USA widerspricht. Israel
und Syrien haben aus vordergründigen Über-
legungen zunächst ein Interesse an begrenz-
ter Schwäche der libanesischen Zentralregie-
rung, um ihre eigenen Interessen im Libanon
weiter verfolgen zu können. Die Interessen-
verknüpfung der USA mit dem schwächsten
Akteur im Libanon, der Regierung Gemayel,
hat die USA in eine Sackgasse geführt. Ame-
rikas Truppen im Libanon stehen vor dem Di-
lemma, daß sie beim gegenwärtigen Stand
keine Stabilisierung der Regierung bewirken
können, daß aber eine Verstärkung der Trup-
pen bei Andauer und Ausdehnung der
Kämpfe notwendig werden könnte, die Gren-
zen für amerikanische Truppenpräsenz aber
durch den Kongreß und die öffentliche Mei-



nung eng gehalten werden. Die Terroran-
schläge auf die amerikanische Botschaft im
April 1983 und auf das Hauptquartier der
amerikanischen und französischen Friedens-
truppen im Oktober 1983 in Beirut, bei denen
insgesamt über 300 Menschen starben, ver-
weisen auf die schwierige Position der USA
im Libanon-Konflikt.
An den Peripherien des Nahen und Mittleren
Ostens sind beunruhigende Veränderungen
festzustellen, die die amerikanische Machtlo-
sigkeit bei innerarabischen Konflikten bloßle-
gen. Die Eierschalen regionaler Konflikte
blieben im Kalten Krieg verschlossen oder
konnten durch Eingreifen der Supermächte,
wie in der Suez-Krise 1956, vor einem Auf-
platzen bewahrt bleiben. Dies scheint heute
nicht mehr zu gelten. Die Struktur des Nahen
Ostens, insbesondere die der arabischen
Welt, hat sich als Interessenfeld der USA ver-
ändert. Seit der innerarabischen Polarisierung
zwischen Ägypten und der Ablehnungsfront
gibt es keine herausragende arabische Füh-
rungsmacht mehr, die heute, wie zu Nassers
Zeiten, in der arabischen Welt einen unbe-
strittenen Vorrang einnimmt. In der Folge ha-
ben sich mehrere Machtzentren und Koalitio-
nen herausgebildet, wobei Ägypten und Sau-
di-Arabien mit dem Golf-Rat eine, Syrien und
die PLO sowie der Iran die zweite und Jorda-
nien und der Irak die dritte Machtkoalition
bilden. Im übrigen haben die USA ihre eigene
Stärke im Nahen und Mittleren Osten mini-
malisiert und die der Sowjetunion nicht sel-
ten überhöht. Das Messen von Stärke mit mi-
litärischen Daten übersieht jedoch die relativ
starke diplomatische, politische und ökonomi-
sche Macht der USA in der Region, die dank
einer brillanten Nahost-Politik der siebziger
Jahre von Nixon, Kissinger, Ford und Carter
aufgebaut werden konnte. Nur geographisch
und militärisch hat die Sowjetunion Vorteile.
Trotz dieser beiden Nachteile haben die USA
eine gute Ausgangsposition in einer Region,
in der die Doktrin des Marxismus-Leninismus
geringe Attraktivität besitzt, wenn die USA
sich diplomatisch und ökonomisch um eine
Maklerrolle glaubwürdig bemühen, eine Poli-
tik der Abschreckung und Eindämmung nicht
lautstark verkünden, sondern gelassen und
flexibel anwenden.

Vielleicht war es ein Fehler von historischer
Tragweite, als auf dem arabischen Gipfel in
Rabat im Oktober 1974 die arabischen Staaten
nicht mehr Jordanien, sondern nun die PLO
zum legitimen und alleinigen Repräsentanten
der palästinensischen Interessen erklärten.

Die Haltung wäre nur vertretbar gewesen,
wenn die arabischen Staaten in der Folge die
Interessen der PLO geteilt und nachhaltig un-
terstützt hätten. Der Krieg im Libanon hat
auch dies widerlegt: Syrien schloß unabhän-
gig von der PLO mit Israel einen separaten
Waffenstillstand und ließ der PLO keinerlei
Hilfe mehr zukommen. Die anderen arabi-
schen Staaten ließen die Hilferufe der PLO
unbeantwortet. Im schwarzen November 1983
hat Syrien die PLO als eigenständigen politi-
schen und militärischen Machtfaktor vorerst
vernichtet.
Nach der Niederlage Arafats müssen die USA
weiter diejenigen arabischen Kräfte stärken,
die eine jordanische Option für die Westbank
ins Auge fassen. Hätten die USA in ihrem
Nahost-Konzept der PLO eine Rolle als Ver-
handlungspartner angeboten, so wäre für das
Prinzip Hoffnung in künftigen Fragen eine
Vorleistung erbracht worden, die allen Erfah-
rungen mit der PLO bisher substantiell wider-
spricht. Die PLO, nun radikales Anhängsel sy-
rischer Politik, würde eine Veto-Funktion er-
halten, die die weitere Verhandlungsphase
vollends blockieren könnte. Diese Überle-
gung stellt ein zentrales Kontinuitätsmuster
der amerikanischen Nahost-Politik dar; denn
mit der jordanischen Option sollen zwei Di-
lemmata umschifft werden:
1. Mit aller Wahrscheinlichkeit würde die in-
nere Struktur eines autonomen Palästinenser-
Staates nicht den demokratischen Prinzipien
entsprechen, wie sie in Israel oder den westli-
chen Demokratien herrschen. Damit würde
ein weiterer Instabilitätsfaktor im Nahen
Osten auftauchen. Zusätzlich könnte auf-
grund der langen und engen Verbindung und
Unterstützung durch die Sowjetunion ein
weiteres Glied in der Kette des Ost-West-
Konflikts geschmiedet werden. Die schwer
kalkulierbare innerarabische Staatenwelt
würde durch einen neuen souveränen Palästi-
nenser-Staat vor zusätzliche Probleme ge-
stellt werden.
2. Aber auch die kaum wahrscheinliche Per-
spektive eines demokratischen Palästinenser-
Staates würde, so paradox es klingen mag, die
arabische Welt auf eine Zerreißprobe stellen.
Zwar würden bei dieser Perspektive gute Be-
ziehungen zum Westen und zu Israel viel-
leicht möglich, wie auch Distanz zur Sowjet-
union, 'aber ein demokratisches Staatenmo-
dell in der arabischen Welt könnte aufgrund
seiner Attraktivität bei den anderen autoritär
regierten arabischen Staaten auf Distanz und
Mißtrauen stoßen. Eine anti-demokratische



Allianz wäre deshalb schon im Status nas-
cendi des Palästinenser-Staates wahrschein-
lich, um den traditionell oder revolutionär-
autoritären Grundcharakter der arabischen
Staatenwelt nicht zu gefährden. So wün-
schenswert ein demokratischer Palästinenser-
Staat für die Palästinenser selbst wäre, so
fragwürdig wäre seine Realisierung aufgrund
der Spannungen mit den autoritären arabi-
schen Nachbarstaaten.
Auf diesem Hintergrund erscheint das Konti-
nuitätsmerkmal „Jordanische Option" in der
amerikanischen Nahost-Politik von Nixon bis
Reagan realistisch und sinnvoll. Es ist außer-
dem zum überparteilichen Grundgedanken
amerikanischer Nahost-Politik geworden, um
bei Wahrnehmung eigener Interessen das
Spannungsdreieck Arabische Staaten - Palä-
stinenser - Israel zum Ausgleich zu bewegen.
Derzeit scheint dies unter friedlichem Vorzei-
chen die einzige Möglichkeit für eine Lösung
darzustellen, bei de. alle drei Beteiligten al-
lerdings eine politische Kompromißfähigkeit
zeigen müssen, die derzeit nicht in Sicht ist.
Im Schnittpunkt dieser Interessengegensätze
bietet die jordanische Option eine realistische
Perspektive wie auch mit Blick auf die innen-
politischen Bedingungen der USA: Das zweite
zentrale Kontinuitätsmuster amerikanischer
Nahost-Politik ist die jahrzehntelange umfas-
sende innenpolitische Verankerung der israe-
lischen Interessen in der amerikanischen Po-
litik, in Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft.
Präsident, Kongreß und öffentliche Meinung

werden auf lange Sicht nur eine Politik im
Nahen Osten formulieren können, die von
Verständnis sowie materieller und politischer
Unterstützung für Israel gekennzeichnet sein
wird. Solange sich Israel aus dem Libanon
nicht zurückzieht, solange die Siedlerkreuz-
züge auf der Westbank dank staatlicher Ver-
günstigungen und großer Werbekampagnen
vorangetrieben werden, solange weiterhin in
den besetzten Gebieten fieberhaft und massiv
gebaut wird, wird unter diesen Fundamenten
vielleicht amerikanische Nahost-Politik be-
graben. Die Frage ist, ob die Möglichkeit be-
steht, daß es bald einen innenpolitischen Zu-
stand in Israel geben könnte, in dem keine
israelische Partei mehr in Friedensverhand-
lungen den Arabern Territorien zurückgeben
wird.
Wenn die Reagan-Administration die Wege
der Geheimdiplomatie, die Weisheit einer zu-
rückhaltenden Militärpräsenz und eine Be-
schränkung der Waffenlieferungen verfolgt,
sich zugleich um ein überparteiliches politi-
sches Maklerprofil bemüht, dann wird die
Nahost-Politik der USA wieder an Schwung-
kraft gewinnen. Die USA müssen auch im Na-
hen Osten wieder lernen, nicht als militä-
rischer Gigant, sondern als politische Groß-
macht aufzutreten und zu handeln. So könn-
ten arabischer Radikalismus und sowjetische
Einflußnahme eingedämmt, aber auch die
Festungsmentalität der Israelis aufgebrochen
werden. Die Realität der vergangenen Jahr-
zehnte läßt jedoch Zweifel auftauchen.



Bassam Tibi

Ein zweiter Iran im Nahen Osten?

■Ägypten und die krisenhafte Entwicklung
seiner Binnenstrukturen

Nach dem Ausbruch der von dem islamisch-
schiitischen Klerus getragenen und unter
Rückgriff auf den Islam legitimierten politi-
schen Erhebung gegen das Schah-Regime in
Iran hat sich die internationale und regionale
sicherheitspolitische Situation im Nahen
Osten erheblich verändert. Nicht nur für Poli-
tiker, sondern sogar für die meisten wissen-
schaftlichen Experten kam diese „Islamische
Revolution“ unerwartet. Einige dieser Exper-
ten erwarteten sogar die Rückkehr des Schah
nach Iran nach dem Muster der Ereignisse
von 1953, als der Schah seinerzeit nach seiner
Entmachtung mit amerikanischer Hilfe zu-
rückkehren konnte. Die Erwartung hat sich
nicht erfüllt. Es etablierte sich ein neues Re-
gime und der Iran blieb nicht der einzige Un-
ruheherd in der Region. Die „Spillover"-Ef-
fekte der iranischen Revolution haben sogar
eine destabilisierende Wirkung auf die ge-
samte Region ausgeübt.
Leider sind viele Experten dazu übergegan-
gen, ihre Unfähigkeit, die „islamische Revolu-
tion“1) in Iran seinerzeit zu prognostizieren,
dadurch zu kompensieren, daß sie nunmehr
in jeder destabilisierenden Veränderung in
der Region einen neuen Fall nach iranischem
Muster sehen. Ägypten stand bei solchen
Fehleinschätzungen im Mittelpunkt. Neben
Iran unter dem Schah war Ägypten der zweit-
wichtigste Regionalakteur im Nahen Osten.
Eine „islamische Revolution“ in Ägypten, das
die autoritativste Lehrstätte des sunnitischen
Islam, die Azhar-Universität, beherbergt,
würde unvergleichbar größere „Spillover“-Ef-
fekte auf die ganze, vorwiegend sunnitische
Region haben, als die schiitische und dazu
auch nicht-arabische Revolution in Iran je

) Vgl. B. Tibi, Ägypten und seine arabische Um-
welt. Eine historische Retrospektive über Ägyptens
Abkopplung nach Sadats Friedensinitiative, in: Bei-
träge zur Konflikt-Forschung, 12 (1982) 4, S. 33—60.
’) Siehe besonders T. R. McHale, A Prospect of
Saudi Arabia, in: International Affairs, 56 (1980) 4, S.
622—647, und L. Turner/J. Bedore, Saudi Arabia:
The Power of the Purse-Strings, in: International
Affairs, 54 (1978) 3, S. 405—420.
4) Vgl. die ausgezeichnete Untersuchung von Ch.
Helms, The Cohesion of Saudi Arabia, London
1981.

1) Eine kompetente politische Geschichte hierüber
vermittelt N. R. Keddie, Roots of Revolution. An
Interpretative History of Modern Iran, New Haven
1981; eine gute Analyse des iranischen Islam als
Hintergrund der Revolution legte vor: M. M. Fi-
scher, Iran. From Religious Dispute to Revolution,
Cambridge (Mass.) 1980; eine Einordnung in den
internationalen Rahmen unternimmt B. Tibi, Die
iranische Revolution und die Re-Islamisierung im
Lichte des Nord-Süd-Konflikts, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 14/81, S. 12—26.

hatte. Nach Sadats Ermordung meinten viele
Experten voreilig, daß Ägypten nun vor einer
„islamischen Revolution“ stünde. Das neue
Mubarak-Regime hat sich aber trotz dieser
Voraussagen etabliert, und es wird heute
selbst von eben jenen Experten als stabil ein-
geschätzt
Politische Prognosen dürfen nicht in Windes-
eile formuliert werden; sie bedürfen zuvor der
gründlichen Expertise. Die vorliegende Ab-
handlung hat einen bescheidenen Anspruch;
sie will lediglich zu einer solchen Expertise
beitragen, zu deren Erfüllung weitere Bemü-
hungen erforderlich sein werden. Es geht hier
um einige Aspekte der Sicherheitspolitik im
Nahen Osten unter der Perspektive der Ent-
wicklung innerer Strukturen regionaler Vor-
mächte und deren Einbettung in das
regionale Gebilde bzw. in das internationale
System. Ägypten ist trotz seiner Isolierung im
Gefolge des Camp-David-Abkommens immer
noch eine regionale Vormacht, deren Ent-
wicklung für die gesamte Region von zentra-
ler Bedeutung ist2). Saudi-Arabien hat sich im
Rahmen des „Ol-Bonanza" seit 1973 zu dem
wichtigsten Regionalzentrum "im Nahen
Osten entwickelt3). Sowohl der Niedergang
des Nasserismus als auch der Sturz der Pahle-
wi-Dynastie haben diese neue Stellung ver-
stärkt. Eine effektive Außenpolitik eines
regionalen Zentrums erfordert aber das Vor-
handensein außenpolitischer Instrumente,
über die das strukturell weitgehend unterent-
wickelte beduinische Saudi-Arabien4) nicht
verfügt. Ölreichtum ist ein wichtiges außen-
politisches Instrument. Es reicht alleine aber
nicht aus, um eine regionale Vormacht-Au-



ßenpolitik zu betreiben. Hieraus entspringt
die Bedeutung Ägyptens als des am meisten
strukturell entwickelten Landes der gesam-
ten Region. Ein ehemaliger Wirtschaftsmini-
ster Nassers, der gegenwärtig als Berater in
einem arabischen Golf-Scheichtum arbeitet,
sagte dem Autor auf einer Konferenz: .Ägyp-
ten kann ohne die anderen Araber leben,
diese können aber auf Ägypten nicht verzich-
ten." Diese Aussage charakterisiert adäquat
die Lage in der Region. Ägyptens Bedeutung
hat seit der „iranischen Revolution" selbst für
Saudi-Arabien erheblich zugenommen, da die
arabischen Öl-Staaten sich alleine gegen die
universellen Ansprüche Khomeinis, sein Re-
volutionsmodell in die gesamte islamische

Welt (vierzig Staaten mit einer Bevölkerung
von 800 Mio.) zu exportieren, nicht wehren
können5). Ohne die ägyptische Militärhilfe
hätte der Irak z. B. seinen von Saudi-Arabien
und Kuweit finanzierten Krieg gegen Iran
nicht so lange durchhalten können.

Diese Bemerkungen illustrieren die zentrale
Bedeutung der sicherheitspolitischen Position
Ägyptens für die gesamte Region des Nahen
Ostens. Diese Arbeit stellt die innenpoliti-
sche Entwicklung Ägyptens in ihren Mittel-
punkt, wobei der Analyse der wirtschaftli-
chen und sozio-politischen Strukturen und
deren Verflechtungszusammenhängen eine
zentrale Bedeutung zugemessen wird.

I. Ägypten als ein regionales Zentrum der nahöstlichen Region

Aus der zeitgeschichtlichen Perspektive mö-
gen folgende Hinweise genügen, um die die-
ser Abhandlung zugrunde liegende These zu
illustrieren, Ägypten sei das wichtigste
regionale Zentrum des Nahen Ostens: Nach
Indien ist Ägypten der größte Empfänger
deutscher Entwicklungshilfe in Form von Ka-
pitalhilfe6), und die Sowjetunion hat ihrerseits
im Rahmen der regionalen Spezifizierung ih-
rer außenpolitischen Dritte-Welt-Strategie
Ägypten die Stellung einer Schlüsselfigur zu-
erkannt7). Nach dem Tode Nassers und der
danach von Sadat durchgesetzten Hinwen-
dung zum Westen haben die USA zur Festi-
gung ihrer regionalen Position „das seit dem
Marshall-Plan größte und umfassendste Wirt-
schaftshilfe-Programm“8) in Ägypten getra-
gen, wie der Kairoer Direktor der US-Agency
for International Development, Donald
Brown, hervorhebt.
Aus der Perspektive der neueren Geschichte
stellt Ägypten neben dem türkischen Kern-
land des Osmanischen Reiches das zweite Be-
gegnungsforum zwischen Orient und Okzi-

dent im modernen Zeitalter dar. Napoleons
Ägypten-Expedition im Jahre 1798 leitete das
ein, was der britische Wirtschaftshistoriker
Roger Owen den Eintritt des Nahen Ostens
in die Weltwirtschaft nannte9). In Ägypten
wird die islamische Kultur am gründlichsten
mit der europäischen Moderne konfron-
tiert 10). Dort entstehen die führenden moder-
nen Eliten der gesamten Region. Unter Mo-
hammed Ali wird in Ägypten während der
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts der erste
Versuch im Nahen Osten unternommen, ei-
nen modernen, säkular orientierten Staat auf-
zubauen11). der allerdings durch die koloniale
Penetration des Landes unterminiert und be-
endet wird. Ägypten wird im Jahre 1882 zu
einer britischen Kolonie. Die ägyptische Na-
tionalbewegung des 19. Jahrhunderts und ihr
Symbol, der ,Urabi-Aufstand', prägen den Ein-
bruch nationaler Orientierungen in die isla-
misch-universell orientierte arabische Re-
gion ) .12 Die ersten säkular-national ausgerich-
teten Parteien im modernen Sinne wurden in
Ägypten gegründet, und schließlich erlangte



Ägypten als erstes arabisches Gebiet im
Jahre 1922 seine völkerrechtliche Souveräni-
tät und führte als erstes arabisches Land das
parlamentarische Mehrparteienregierungssy-
stem als Regierungsform ein13). Der militäri-
sche Coup d'Etat der „Freien Offiziere" unter
Nasser vom 23. Juli 1952 beendete den ägypti-
schen Parlamentarismus und brachte das re-
volutionäre Regime der militärischen Elite als
Alternative ) .14

In allen angeführten Phasen und bei allen In-
novationen galt Ägypten für die ganze Region
als Vorbild. Zwar kannten auch Syrien und
zuvor der Irak das parlamentarische Regie-
rungssystem und sogar noch vor Ägypten die
militärische Intervention in die Politik; aber
der ägyptische Parlamentarismus stand als
Modell für die Einführung dieser Regierungs-
form in die arabo-islamische Region. Der Nie-
dergang des ägyptischen Parlamentarismus
leitete überregional das Ende dieses Regie-
rungssystems in den arabischen Ländern ein.
Der Nasserismus war entsprechend die über-
regionale Alternative hierfür. Die arabische
Niederlage im Sechs-Tage-Krieg von 1967
schwächte die Legitimität von Nassers Re-
gime und beraubte die Ideologie des Nasse-
rismus ihrer überregionalen Wirkung ) .
Auch diesmal ist es Ägypten, wo die Alterna
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-
tive entfaltet wird: Die Wiedergeburt des po-
litischen Islam, aus der das wiederum überre-
gionale Wiedererstarken des Islam hervorge-
gangen ist ’6), hat in Ägypten und nicht in Iran
begonnen.
Unter Nasser hat die Sowjetunion den Höhe-
punkt ihres Einflusses in der gesamten Re-
gion gehabt17). Seit dem Tode Nassers und
seit Sadats Aufstieg zur Macht, der mit der
Ausschaltung des linken Flügels der Staats-
partei „Arabische Sozialistische Union" (ASU)

bzw. mit der Ausweisung der sowjetischen
Militärberater aus Ägypten eingeleitet wur-
de18), beginnt in Ägypten eine Tendenzwen-
de, die für die gesamte Region gilt. Parallel zu
Ägyptens Hinwendung zum Westen wird die
Rückkehr der meisten arabischen Länder in
das westliche Lager ermöglicht. Innenpoli-
tisch hat diese Wende in Ägypten mit der
Politik der wirtschaftlichen, aber auch der po-
litischen Liberalisierung „der Infitah“ ) (wort19 -
wörtlich: Öffnung) begonnen. Der regionale
Ausdruck dieser Wende ist der Aufbau eines
saudi-ägyptischen Gegengewichts am Roten
Meer zu dem Übergewicht am Arabisch-Per-
sischen Golf, das von Iran unter dem Schah
als regionaler Ordnungsmacht getragen wur-
de20).
Sadat war sich der Legitimitätskrise des Nas-
serismus und des Wiedererstarkens des Islam
bewußt. Sowohl um die ASU-Linke, die Nas-
ser mitgetragen hat, zu schwächen, als auch
um die „islamische Tendenz" für seine eigene
Legitimität zu mobilisieren, entließ Sadat die
unter Nasser zu Tausenden in Gefängnissen
inhaftierten Muslim-Brüder21) und gab sein
Regime u. a. dadurch als islamisch aus, daß er
eine neue Verfassung erließ, in der das islami-
sche Recht, die „Scharia", zur Hauptquelle der
Rechtsprechung deklariert wurde 22).
Zwei unerwünschte Störfaktoren haben diese
Entwicklung beeinträchtigt und kumulierten
in der Ermordung Sadats durch islamische
Fundamentalisten, die er anfänglich prote-
giert hatte. Zum einen stand Sadat unter er-



heblichem innenpolitischen Druck, schnelle
Lösungen für die Probleme, die aus dem unge-
heuren demographischen Wachstum und der
gleichzeitigen Stagnation der ägyptischen
Wirtschaft bei einem erheblichen Anteil der
Militärausgaben an den gesamten öffentli-
chen Ausgaben herrühren ), zu bieten. Unter
diesem Druck handelte Sadat,
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als er seinen
Blitzbesuch nach Jerusalem unternahm und
im Anschluß daran Camp David bzw. das
ägyptisch-israelische Friedensabkommen un-
terschrieb24). Der erste Störfaktor war in die-
sem Zusammenhang die „arabisch-ägyptische
Konfrontation"25), die aus der arabischen Ab-
lehnung von Camp David hervorging und die
zu der politischen Isolierung Ägyptens bei-
trug. Sadat verkalkulierte sich, als er davon
ausging, daß zumindest Saudi-Arabien, das
ökonomische regionale Zentrum des Nahen
Ostens, bei seiner Friedensinitiative mitzie-
hen würde. Saudi-Arabien, das sicherlich mit-
gezogen hätte, um den Nahen Osten durch
die Beendigung der Kriegssituation mit Israel
zu befrieden und somit eine Atmosphäre für
saudisch-finanzierte Investitionen zu schaf-
fen26), stand vor der Alternative, sich wie
Ägypten zu isolieren oder zumindest durch
Anschluß an die arabische Mehrheitsfront auf
sie beschwichtigend einwirken zu können.
Die Zeit für eine gründliche Abwägung dieser
Alternative war nicht ausreichend genug und
wurde durch den Ausbruch der Revolution in
Iran erheblich verkürzt. Zudem wurde der

Handlungsspielraum durch die neue Situa-
tion immens eingeengt. Saudi-Arabien ist
eine islamisch legitimierte Monarchie27) und
stellt den Islam auch als eine der wichtigsten
Stützen ihrer Außenpolitik dar28). Iran unter
Khomeini dagegen spricht den Saudis ab, den
Islam zu vertreten und nimmt diese Rolle für
sich selbst monopolistisch in Anspruch.

Hierin liegt der zweite Störfaktor, mit dem
Sadat nicht kalkulieren konnte. Die Saudis
hätten Sadats Friedensvertrag mit Israel auf
keinen Fall unterstützen können, gerade in
einer Situation, in der der Zionismus auch
von Iran als der „Feind des Islam" angeklagt
wurde, zumal die Saudis gerade beanspru-
chen, den Islam zu vertreten. Gegen Khomei-
nis Vindikation dieser Rolle bliebe den Sau-
dis, im Falle einer Rückendeckung für Sadat,
keine legitimatorische Stütze mehr. Für Sadat
selbst wirkte diese neue Situation im Hin-
blick auf seine Legitimität verheerend. Die is-
lamischen politischen Gruppen, denen er
nach jahrelanger politischer Unterdrückung
durch Nasser einen politischen Handlungs-
spielraum gewährt hatte, begannen gegen ihn
zu agitieren und ihn als „Feind des Islam" zu
inkriminieren. Schließlich ermordeten sie ihn.
Neben diesen außenpolitischen Störfaktoren
für die Sadat'sche Politik zeitigte die Wirt-
schaftspolitik der „Infitah" keine großen Erfol-
ge; sie verschärfte sogar die innenpolitische
Situation.

II. Ägyptens interne Entwicklung von Nasser zu Mubarak:
Sadats Erbe

Als die „Freien Offiziere", zu denen sowohl
Nasser als auch Sadat gehörten, 1952 die
Macht in Ägypten eroberten, hatten sie keine

gesellschaftspolitische Konzeption; sie emp-
fanden lediglich den Status quo als ungerecht
und somit als veränderungsbedürftig. Das war
das Motiv ihrer Erhebung. Auf verschiedenen
Etappen der Entwicklung ihres politischen
Regimes hatten sie unter Nassers Führung
eine Agrarreform eingeführt und später den
Handel sowie die Industrie verstaatlicht29).
Viele Armeeoffiziere avancierten im Rahmen
dieser Reformen zu Direktoren staatlicher Be-

28) Hierüber im einzelnen A. I. Dawisha, Internal
Values and External Threats: The Making of Saudi
Foreign Policy, in: Orbis, 23 (1979) 1, S. 129—143.
) Hierüber ausführlich die entsprechenden Kapi29 -
tel in B. Tibi, a. a. O. (Anm. 14), S. 194 ff., S. 223 ff.



triebe. Zu der politisch herrschenden militäri-
schen Elite, die das ägyptische Regime getra-
gen hat, kam somit ein neues Segment hinzu,
das A. Perlmutter „strategische Elite"30) nennt
und die als zivil gekleidete Militärs zu cha-
rakterisieren ist31).

3) A. Perlmutter, Egypt. The Pretorian Society,
New Brunswick 1974, S. 163 ff.
31)B. Tibi, a. a. O. (Anm. 14), S. 208.
3) Hierüber informiert sehr fundiert J. Waterbury,
a. a. O. (Anm. 23), S. 67 ff. (über die Bevölkerungsex-
plosion), S. 113 ff. (über die Ernährungsprobleme), S.
177 (über die Behausungsprobleme).

33) R. Mabro, The Egyptian Economy 1952—1972,
Oxford 1974, bes. S. 228ff„ vgl. auch D. Weiß, Wirt-
schaftliche Entwicklungsplanung in der Vereinig-
ten Arabischen Republik. Analyse und Kritik der
ägyptischen Wachstumspolitik, Köln-Opladen 1964.
So wenig man Nassers Erbe positiv beurteilen
kann, ist es für den Experten auch kaum zu überse-
hen, wie sehr dieses Erbe heute im Orient mit My-
then verhüllt wird. Nasser gilt einfach als der histo-
rische Held des modernen Nahen Ostens, auch
wenn manchmal seine Fehler registriert werden.
Die repräsentativste arabische Publikation hier-
über ist das Sonderheft der großen Beiruter Zeit-
schrift Qadaya Arabiyya, an dem 30 führende arabi-
sche Publizisten und Wissenschaftler als Autoren
mitgewirkt haben. Vgl. A. Sayigh (ed.), Abd an- 
Nasir wa ma bad (Abdul Nasser und sein Nach-
Zeitalter), Beirut 1980.
3) O. Hamed, a. a. O. (Anm. 26), hierzu S. 4f.

Nach Nassers Tod befand sich Ägypten in
einer tiefgreifenden wirtschaftlichen Krise,
die eine Kursänderung auf allen Ebenen er-
forderlich machte. Das waren die Rahmenbe-
dingungen, innerhalb derer Nassers Nachfol-
ger Sadat handelte: Innenpolitisch liberali-
sierte er, indem er das Einparteisystem und
somit die Staatspartei ASU allmählich auflö-
ste. Wirtschaftspolitisch führte er den Markt
wieder ein, indem er die dirigistische Staats-
politik aufgab und weite Teile des öffentli-
chen Sektors in Industrie und Landwirtschaft
reprivatisierte. Außenpolitisch koppelte er
Ägypten vom sowjetischen Lager ab und ging
eine Allianz mit den Vereinigten Staaten
ein.

1. Die ägyptische Wirtschaft
und ihre zentralen Probleme

Man kann weder retrospektiv eine Bewer-
tung der wirtschaftspolitischen Leistungen
des ägyptischen Militärregimes unter Nasser
vornehmen, noch eine Einschätzung der Libe-
ralisierungsmaßnahmen unter Sadat wagen,
um das von Mubarak übernommene Erbe adä-
quat einzuschätzen, wenn man nicht auf die
Strukturprobleme Ägyptens eingeht, mit de-
nen jedes Regime, gleich welcher Art, unmit-
telbar konfrontiert wird.
Ägypten gehört zwar zu den am meisten ent-
wickelten arabischen Ländern, aber gleicher-
maßen zu den ärmsten. Mit einer noch größe-
ren Bevölkerungsdichte als Bangladesch hat
Ägypten heute eine Bevölkerung von 43 Mio.,
die jährlich um 2,8 % wächst, so daß es ca. alle
zehn Monate eine Million Ägypter mehr gibt,
die behaust und ernährt werden müssen32).
Das Land hat zwar eine Fläche von
1 001 000 km2, von der allerdings nur die bei-
den Nil-Ufer und das Nil-Deltagebiet bevöl-
kert werden können. Erschwerend kommt
noch hinzu, daß das Land vergleichbar arm an
Ressourcen ist. Jede Wachstumsrate wird von

der Bevölkerungswachstumsrate, aber auch
von den steigenden Militärausgaben aufgeso-
gen. Ägypten ist nämlich nicht nur das bevöl-
kerungsreichste Land der Region, sondern hat
auch — abgesehen von Israel — die stärkste
(367 000 Soldaten) und somit kostspieligste
Armee der Region.
Der in Ägypten geborene und aufgewachsene,
heute in Oxford lehrende Ökonom Robert
Mabro wiederholt in seinem Standardwerk
über die Entwicklung der ägyptischen Wirt-
schaft während der Nasser-Ära unermüdlich,
daß man hierüber nicht gerecht urteilen wür-
de, wenn man nicht gleichzeitig die Rahmen-
bedingungen und die kaum überwindbaren
sachlichen Schwierigkeiten berücksichtig-
te 33). Nur unter dieser Einschränkung stellt er
fest, daß die Bilanz der Nasser-Ära ausgespro-
chen bescheiden ist. Nun muß man aber zwi-
schen einzelnen Perioden differenzieren:
Während zu Beginn der sechziger Jahre eine
Wachstumsrate von 4,2 % verzeichnet werden
konnte, sank diese im Zeitraum 1966—1973
auf maximal 1 %34). Hierfür waren nicht nur
die Bevölkerungsprobleme verantwortlich.
Nasser demokratisierte das Bildungssystem
und blähte es dermaßen unproportional auf,
daß nicht nur sehr viele nicht benötigte Uni-
versitätsabsolventen ausgebildet wurden, son-
dern auch Erwartungen entstanden, die Ägyp-
ten mit seinen geringen Ressourcen nicht be-
friedigen konnte. Nasser erließ ein Gesetz,
das eine Beschäftigungsgarantie für jeden
Universitätsabsolventen sicherte. Der Staats-
sektor wuchs somit ungeheuer und wurde un-
vorstellbar kostspielig, ohne parallel eine ent-
sprechende produktive Leistung durch die
Wirtschaft des Landes erbringen zu können.
Hinzu kommt die kaum funktionsfähige Ver-
waltung der verstaatlichten Betriebe, die den



öffentlichen Sektor konstituierten. Ein Höhe-
punkt dieser Malaise war die Niederlage im
Sechs-Tage-Krieg, die das Land nicht nur
wirtschaftlich erheblich ruinierte. Dieses
wirtschaftliche Erbe hinterließ Nasser, als er
im Jahre 1970 starb.
Die Kursänderung unter Sadat hatte zwar
auch politische Gesichtspunkte; aber die wirt-
schaftlichen Aspekte standen im Mittelpunkt.
Der Re-Privatisierung der Wirtschaft und der
Hinwendung zum Westen lag die Annahme,
ja der feste Glaube zugrunde, daß diese neue
Politik einen unerschöpflichen Kapitalzufluß
sowohl aus den westlichen Industrienationen
als auch aus den arabischen erdölreichen
Staaten mit sich bringen würde. In der Tat
stieg die Wachstumsrate unter Sadat; Muba-
rak35) übernahm das Regierungsamt in einem
Land mit einer Wachstumsrate von 8 %.
Ein Ökonom, der nicht nur mit Zahlen han-
tiert, würde sich aber von einer solchen ho-
hen Wachstumsrate nicht blenden lassen.
Zwar gibt es auf dem ägyptischen Markt nun-
mehr erheblich mehr Waren und auch eine
höhere Geldliquidität als zuvor, aber ein Blick
unter die Oberfläche zeigt, daß die produkti-
ven Sektoren Landwirtschaft und Industrie
nicht nur nicht die Quelle dieser Wachstums-
rate sind, sondern sogar erheblich schrump-
fen.
Der erwartete Kapitalzufluß aus dem westli-
chen und dem ölreichen arabischen Ausland
ließ nicht sehr lange auf sich warten. Die ara-
bischen Öl-Reichen haben die Finanzorgani-
sation „Gulf Organization for the Develop-
ment of Egypt" gegründet, deren Mitglieder,
Saudi-Arabien, Kuweit, Vereinigte Arabische
Emirate (VAE) und Katar, zwei Milliarden US
$ für Ägypten aufbrachten, womit seinerzeit
die für 1977 erwartete Zahlungsunfähigkeit
des Landes überwunden werden konnte36).
Für Saudi-Arabien stand damit der Plan einer
neuen saudisch-kontrollierten Ordnung in
der Region unter Nutzung der strukturell ent-
wickelten ägyptischen Fazilitäten, an denen
es in Saudi-Ärabien mangelt, fest. Von westli-
cher Seite kam eine koordinierte westeuropä-
isch-amerikanische Wirtschaftshilfe. Wäh-

rend die US-Finanzhilfe im Jahre 1977
390 Mio. $ betrug, erhöhte sie sich im Jahre
1980 auf 850 Mio. $37). So hoch diese Summe
sein mag, sie lag unterhalb der ägyptischen
Erwartungen. Ein erheblicher Teil der ameri-
kanischen Wirtschaftshilfe diente der Finan-
zierung der amerikanischen Nahrungsmittel-
exporte nach Ägypten. Ägypten steht auf der
internationalen Liste der Konsumenten ame-
rikanischen Weizens an sechster Stelle. Unter
dem Gesichtspunkt des amerikanischen Ge-
setzes „Public Law 480/Food Aid Program"
rangiert Ägypten an erster Stelle der Hil-
feempfänger.

Solche Einfuhren von Nahrungsmitteln in ein
Agrarland bringen die Frage nach der Lage
der dortigen Landwirtschaft mit sich. Nach
der Einschätzung der Weltbank muß die
ägyptische Landwirtschaft eine jährliche
Wachstumsrate von mindestens 4 % errei-
chen, um das Bevölkerungswachstum von
2,8 % unter dem Gesichtspunkt der Versor-
gung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln
zu bewältigen. Nun stagnierten unter Nasser
die landwirtschaftlichen Investitionen mit
20 % an den Gesamtinvestitionen, sanken
aber im Rahmen der Liberalisierung (Open
Door Policy, arab. Infitah) auf genau 8 %38).
Wenn man sich diese Zahlen anschaut, dann
kann man das folgende Urteil der beiden
amerikanischen Ökonomen Parvin und Put-
terman verstehen: „Wenn man auch das Nah-
rungsmittelproblem in Ägypten als ein sol-
ches charakterisieren muß, das selbst verur-
sacht in dem Sinne ist, daß sonst bei einer
adäquaten Politik die landwirtschaftlichen
Ressourcen zur Ernährung der Bevölkerung
ausreichen würden, muß man anerkennen,
daß es sich um ein allgemeines wirtschaftli-
ches Problem handelt. Die wichtigste Ursache
bleibt der Druck, der durch das Bevölkerungs-
wachstum entsteht . ..) In einem Postskript
zu ihrer Analyse fügen
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sie hinzu, daß sie, trotz
ihrer dramatischen Schlußfolgerungen, eher
die Bedeutung der Disproportion in der Ent-
wicklung der Nahrungsmittelerzeugung/Be-
völkerungszunahme unterschätzt hätten.

Im Rahmen der Infitah-Liberalisierungspolitik
haben die Landeseinnahmen an Devisen er-



heblich zugenommen. Diese kamen aber vor-
wiegend weder aus der Landwirtschaft noch
aus der Industrie, sondern aus folgenden vier
Quellen: aus der Erdöl-Ausfuhr, den Überwei-
sungen der ägyptischen Gastarbeiter in den
ölreichen Ländern, dem Suez-Kanal und
schließlich aus dem Tourismus40).

42) al-Hizb al-Watani waffar al-himaya lil-fasad
wa'1-mufsidin, in: al-Ahali vom 30.3. 1983 und al-
Kafrawi al-millioner al-harib yakshuf asraran kha-
tira an Ismat Sadat, in: al-Ahali vom 16.3. 1983.
43) Siehe das Kapitel „fat cats“ über diese ägypti-
schen Neureichen in: D. Hirst/I. Beeson, Sadat,
London 1982, S. 215ff.
44) Zur ASU vgl. die Monographie von R. Büren,
Die Arabische Sozialistische Union, Opladen 1970.

Ägypten produziert täglich 675 000 Barrel öl
und erhielt im vergangenen Jahr 3,8 Milliar-
den $ aus Erdölausfuhren. Hierzu kommen
die Überweisungen von zwei Millionen Ägyp-
tern (vom Professor bis zum Hilfsarbeiter), die
vor allem in Saudi-Arabien und den Golfstaa-
ten arbeiten. 1978 betrugen diese Überwei-
sungen eine Milliarde Dollar, im Jahre 1980
waren sie schon auf 3,8 Milliarden $ gestie-
gen. Es gehen zwar auch deutsche Touristen
nach Ägypten, aber die 700 Mio. $, die durch-
schnittlich pro Jahr dem Lande aus dem Tou-
rismus zugute kommen, stammen nicht von
westlichen, sondern von ölreichen arabischen
Touristen, die sich u. a. in der Night-Club-
Straße in Kairo (al-Ahram Street) vergnügen
können. Diese Straße war schon mehrmals
eine Ursache innenpolitischer Unruhen, da
ihre Etablissements in einer strengen islami-
schen Gesellschaft betrieben werden. Auch
war sie einmal der Anlaß einer libysch-ägypti-
schen Krise. Schließlich ist noch der Suez-
Kanal zu erwähnen, der dem Lande 1,8 Milli-
arden $ im Jahre 1981 erbrachte. Die ver-
zeichnete Wachstumsrate von 8 % bezieht
sich auch auf das Wachstum dieser vier Wirt-
schaftsbereiche und nicht auf den produkti-
ven Sektor.
Eine Entwicklung des produktiven Sektors
der Wirtschaft (Landwirtschaft und Industrie)
findet hingegen nicht statt. Die getätigten In-
vestitionen lagen „meistens in Projekten im
Bereich des Tourismus und des Bausektors:
Neue Sheratons, Hiltons und Holiday Inns
parallel zu den Coca-Cola- und Xerox-Fließ-
bändern“41). Fast alle Ökonomen, die über
Ägypten arbeiten, stimmen darin überein, daß
ein Großteil der Deviseneinnahmen des Lan-
des über „inoffizielle Kanäle“ abgewickelt
werden. Damit erklärt sich die in den siebzi-
ger Jahren in Ägypten verbreitete Wirt-
schaftskorruption, gegen die Mubarak sehr
streng vorgeht. Es werden heute z. B. der Op-
positionszeitung al-Ahali Schlagzeilen erlaubt
wie „Die Nationale Partei (die Sadat-Partei,

4) O. Hamed, a. a. O. (Anm. 26), S. 4.

B. T.) protegiert die Korruption und die Kor-
rupten“ oder „Der geflüchtete Millionär Kaf-
rawi verrät die Geheimnisse des Ismat Sadat
(Sadats Bruder, B. T.)"42). Neben dieser Wirt-
schaftskorruption leidet Ägypten unter einer
Inflationsrate von 30 bis 35 % und einer im-
mensen internationalen Verschuldung. Die
Tilgungsrate der Schuldzinsen beträgt alleine
eine Milliarde $ pro Jahr.
Mubarak ist sehr resolut an diese Probleme
herangegangen. Er setzt zwar die liberale
Wirtschaftspolitik seines Vorgängers fort,
versucht aber aus innenpolitischen Überle-
gungen heraus, einige dieser Auswüchse un-
ter Kontrolle zu bekommen. Ägyptens Pro-
bleme scheinen unlösbar zu sein, solange sein
Bevölkerungsproblem nicht bewältigt wird.
Eine erfolgreiche Politik kann unter den vor-
handenen Rahmenbedingungen nur eine sol-
che des sozialen Gleichgewichts und der pro-
portionierten Allokation von Mitteln und
Ressourcen sein.

2. Vom Einparteistaat zum Mehrparteien-
staat der National-Demokratischen Par-
tei (NDP)

Der neue ägyptische Präsident Mubarak setzt
nicht nur die liberale Wirtschaftspolitik sei-
nes Vorgängers fort, sondern übernimmt auch
die Gestaltung des politischen Systems so,
wie sie unter Sadat ihre letzte politische Form
angenommen hat. Es handelt sich um ein for-
males Mehrparteiensystem auf parlamentari-
scher Basis. Wie Sadats Wiedereinführung
des Marktes nicht Liberalisierung, sondern
Korruption und die schnelle Entstehung einer
schmalen, sehr korrupten sozialen Schicht
von Neureichen ) begünstigte, so war der Sa-
dat'sche Parlamentarismus lediglich eine Fas
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sade, hinter der Sadats eigene Partei, die
NDP, eine absolute Mehrheit hatte. Die NDP-
Parlamentsfraktion ist in dieser Hinsicht mit
der bisherigen Nasser’schen Einheitspartei,
der Arabischen Sozialistischen Union, durch-
aus vergleichbar44).
Mubaraks bisherige Leistungen sind positiv
einzuschätzen, da er einerseits die Marktwirt-



schäft beibehalten hat, die Korruption aber
bekämpft und andererseits das Mehrparteien-
system weiterbestehen läßt, es aber nicht nur
als Form ansieht. Mubarak scheint es mit dem
Pluralismus ernst zu meinen, obwohl er von
seiner Sozialisation her ein Offizier und kein
Politiker ist. Ob das Gewähren von Liberalität
lediglich einer Schaukelpolitik zwischen den
Fraktionen oder einer grundsätzlichen Orien-
tierung entspringt, kann allerdings in diesem
Stadium der Entwicklung noch nicht ausge-
macht werden.
Sadats Liberalität, die im Rahmen der „Kor-
rektiv-Revolution" nach 1971 in das politische
System anstelle von Nassers Geheimdienst-
apparaturen und den anderen autoritären
Staatsinstanzen eingeführt wurde, war ein-
deutig vom Anbeginn an ein taktischer Zug.
Nach Nassers Tod entstand im damaligen Mi-
litärregime ein Vakuum, da das System nicht
von Institutionen getragen wurde. Denn Nas-
ser personifizierte den Staatsapparat und war
selbst die Koordinationsinstanz zwischen al-
len Entscheidungsstufen. Die letzte Entschei-
dung lag immer bei ihm45). Alle Fraktionen
ordneten sich ihm unter und akzeptierten
seine Stellung im politischen System. Nach
seinem Tode hatte keine dieser Fraktionen
genügend Macht, um sein Erbe anzutreten.
Sadat war sozusagen ein Interimspräsident,
ein Kompromißkandidat, der ohne diese Frak-
tionen alleine nicht regieren durfte. Sadat
hatte sich aber mit der Armee und dem Si-
cherheitsapparat arrangiert und es geschafft,
in den Jahren 1971 bis 1973 seine „Korrektiv-
Revolution" gegen diese vor allem im öffentli-
chen Sektor und der Staatspartei ASU veran-
kerte Staatsklasse (vor allem die Sabri-Frak-
tion) durchzusetzen. Er nannte sie „marakiz
al-quwwa" (Machtzentren) und verfolgte eine
Politik der politischen Liberalisierung, die
darauf abzielte, die ASU aufzulösen, gerade
um dieses Segment der politischen Elite des
Nasser-Regimes politisch zu neutralisieren.
Deswegen wurde diese Politik auch mit dem
Begriff der De-Nasserisierung umschrieben.

Der partielle ägyptische Sieg im Oktober-
Krieg46) trug zu einer Stärkung der politi-

sehen Position Sadats bei und verlieh ihm Le-
gitimität. Während Nasser noch zu seinen
Lebzeiten als der geschlagene Präsident des
Sechs-Tage-Krieges von 1967 galt, stieg Sadat
nun mit dem selbst verliehenen Titel „batal al-
,ubur" (Held des überquerens) empor, da die
Überquerung des Suez-Kanals im Oktober
1973 unter seiner Führung zustande kam. Auf
dieser Legitimität aufbauend, konnte er so-
wohl mit dem Gesetz Nr. 43 seine Wirt-
schaftspolitik der „Infitah" einführen, als auch
im August 1974 sein Reformpapier in bezug
auf die ASU bekanntgeben47). Hiernach wer-
den nun in der Staatspartei „Manabir“ (Foren)
zugelassen, die entweder „die Rechte", „die
Linke" oder „die Mitte" vertreten. Sadats Frak-
tion repräsentierte die der Mitte. Sowohl die
„Linke“ als auch die „Rechte" waren Schlag-
worte zur Bezeichnung der politischen Kräfte
der Opposition, mit der Sadat fertig werden
mußte. Nasser hatte zuvor fast zwei Jahr-
zehnte lang eine ausbalancierende Politik der
Bestrafung bzw. Belohnung aller politischen
Kräfte je nach vorgegebener Situation ver-
folgt, deren Produkt ein stabiles Gleichge-
wicht unter seiner autoritären Herrschaft
war. Sadat hatte ein ähnliches Spiel versucht,
scheiterte jedoch.
Schon im November 1976 verkündete Sadat
seinen Plan, die zugelassenen „Foren" der
ASU in Parteien transformieren zu lassen. Die
ASU sollte eine Art Dachorganisation blei-
ben. Aber schon im Juli 1978 wurde die ASU
für immer aufgelöst; Ägypten galt von nun an
als ein parlamentarisches Regierungssystem.
Das im Jahre 1977 erlassene Gesetz zur Ein-
führung eines Mehrparteiensystems gewährt
in seinen ersten Paragraphen allen Ägyptern
das Recht, eine Partei zu gründen. Aber be-
reits der vierte Paragraph schränkt diese Frei-
heit ein. Allen Gruppen, die eine Partei auf
einer die Nation spaltenden Basis (Klasse,
Sekte, Fraktion etc.) gründen wollen, aber
auch solchen, die Vertretungen im Ausland
(die Linken) bzw. paramilitärische Organisa-
tionen (die rechten Muslimgruppen) hätten,
kann das Recht auf Parteienbildung entzogen
werden. Schließlich wurden vier Parteien zu-
gelassen: Sadats eigene Partei, die National-
Demokratische Partei (NDP), die Liberal-So-
zialistische Partei (LSP), die als die zugelas-
sene Rechte galt (Führung: Mustafa Kamil
Murad), sowie die linke National-Progressive
Unionistische Sammlung (NPUS, englische



Abkürzung NPUR) unter Führung von Khalid
Muhieddin und schließlich die Wafd-Partei,
die sich später selbst auflöste.
Der Schweizer Korrespondent der „Neuen
Zürcher Zeitung", Arnold Hottinger, berich-
tete seinerzeit aus Kairo über die Wahlen, die
1979 durchgeführt wurden: „Die Wahlen sind
so angelegt, daß sie die Möglichkeit eines
Machtwechsels von vornherein ausschließen.
Die wirkliche Macht bleibt beim Präsidenten
Sadat." Wahlurnen, die schon vor der Öffnung
der Wahllokale vollgestopft waren, wie Hot-
tinger sah, gehörten offenbar zum allgemei-
nen Bild dieser Wahl48).
Trotz dieser kritisierten Umstände der Demo-
kratisierung Ägyptens im Rahmen der Über-
windung der „Mukhabarat" (= Geheimdienst)-
Ära Nassers kann kein Kritiker leugnen, daß
das öffentliche Leben in Ägypten unter Sadat
liberal wurde, da Freiheiten eingeführt wur-
den, die unter Nasser unvorstellbar waren.
Obwohl Sadat durch sein eigenartiges Ver-
ständnis von Demokratie dem neuen ägypti-
schen Parlamentarismus jene Prägung ver-
lieh, die oben beschrieben wurde, beinhaltete
das neu eingeführte Mehrparteiensystem den
Ausbruch von Dissens und auch die Zulas-
sung von Pluralität49). Die beiden Ägypten-
Experten Shamir und Segev vermitteln in ih-
rem Ägypten-Bericht zu dem vom israeli-
schen Shiloah Center herausgegebenen
Middle East Contemporary Survey des Jahres
1978 folgende Einschätzung:
„Die Zulassung der Parteien kam wie die Öff-
nung der Büchse der Pandora, da dadurch
Kräfte entfesselt wurden, die im Rahmen des
Wachsens oppositioneller Gruppen die politi-
sche Struktur Ägyptens fragmentieren kön-
nen. Die größte Drohung für das System
kommt von drei Gruppen, die alle bisher nicht
organisiert und somit ineffektiv waren: die
Marxisten und Nasseristen, die Muslim-Brü-
der und schließlich die Wafdisten. Zunächst
sahen diese Kräfte so aus, als würden sie eine
Herausforderung für das politische Regime
werden. Im Jahre 1977 versuchte Sadat mit
dieser Herausforderung einerseits dadurch
fertig zu werden, daß er das innere Sicher-

heitssystem verstärkte, und andererseits da-
durch, daß er diese politischen Kräfte gegen-
einander auszuspielen versuchte“50).
Der gefährlichste Teil dieses Spiels war die
Entlassung der unter Nasser politisch verfolg-
ten Muslim-Brüder aus den Gefängnissen und
der Versuch, sie als Gegengewicht zu den
Nasseristen/Marxisten, die bisher ihre Stütze
im staatlichen Sektor bzw. in der ASU hatten,
aufzubauen. Sowohl durch die Re-Privatisie-
rung der verstaatlichten Betriebe als auch
durch die Auflösung der ASU hat Sadat diese
politische Fraktion erheblich geschwächt. Er
hat sie für die Unruhen vom Januar 1977 ver-
antwortlich gemacht und verfolgte sie seit-
dem mit Mitteln, die denen seines Vorgän-
gers ähnelten51). Parallel hierzu konnten die
Muslim-Brüder, die zwar keine Partei grün-
den durften, öffentlich agitieren und ihre Pu-
blikationen, vor allem die Blätter ad-Da'wa
und al-I'tisam, veröffentlichen52). Sadat hatte
scheinbar nicht das in diesen Organen gele-
sen, was Experten unübersehbar auffiel. Nicht
nur wurde in beiden Organen zur Errichtung
des „Islamischen Systems" (an-Nizam al-Isla-
mi) aufgerufen; auch indirekt wurde Sadats
Regime als unislamisch abqualifiziert, obwohl
Sadat der Wiedereinführung des islamischen
Rechts (Scharia)53) als Orientierungsmaxime
für die gesamte Gesetzgebung zustimmte. In
den fundamentalistischen Blättern wurde der
Name Sadat mit „ra'is al-gumhuriyya" (Präsi-
dent der Republik) und nicht mit „al-mu'min"
(der Gläubige) oder „al-akh al-muslim" (der is-
lamische Bruder) angeführt. Nach der Irani-
schen Revolution wurde Khomeinis Name
stets mit solchen Attributen versehen. Sadat
behielt seine Obsession, daß sein Regime von
den Nasseristen/Marxisten an erster Stelle



bedroht wurde, bis er von den islamischen
Gruppen ermordet wurde, mit deren Hilfe er
ein Gegengewicht zu der linken Opposition
schaffen wollte. Noch kurz vor seiner Ermor-
dung ließ er siebzig führende ägyptische In-
tellektuelle inhaftieren. Schon einige Wochen
nach seinem Amtsantritt ließ der neue ägypti-
sche Präsident diese Intellektuellen frei und
empfing sie offiziell in seinem Präsidentenpa-
last. Zur gleichen Zeit ließ er fundamentalisti-
sche Aktivisten der islamischen Gruppen ver-
haften. Damit gab Mubarak ein Zeichen dafür,
daß er fühlt, aus welcher Ecke das bestehende
politische System Ägyptens gefährdet wird.
über die Feststellung hinaus, daß Sadat, im
Gegensatz zu Nasser, das Spiel des Gegenein-
ander-Ausspielens der unterschiedlichen po-
litischen Kräfte nicht beherrschte, ist für die
sicherheitspolitische Fragestellung dieser Ab-
handlung von besonderem Interesse, ob die
islamischen Gruppen in Ägypten den Fall
Iran auf ägyptischem Boden wiederholen kön-
nen. Deswegen ist es wichtig, das Phänomen
des Wiedererstarkens des Islam und seiner
Ursachen näher unterhalb der Oberfläche zu
beleuchten. Nur auf dieser Basis kann eine
fundierte Antwort auf die anstehende Frage
gefunden werden.

3. Der politische Islam als interner und
regionaler sicherheitspolitischer Faktor:
Iran in Ägypten?

Viele politische Beobachter fürchten eventu-
elle „Spillover"-Effekte der iranischen Revolu-
tion auf die regionale Umgebung. Eben diese
Wirkung war auch ein erklärtes Ziel der ira-
nischen Revolutionsführung54). Bekannt ist,
daß die gegenwärtige Variante des politi-
schen Islam nicht in Iran, sondern in Ägypten
ihre Wurzeln hat. Es wurde schon angedeutet,
daß die Niederlage im Sechs-Tage-Krieg im
Jahre 1967 eine erhebliche Legitimitätskrise
in allen arabischen Ländern hervorgerufen
hat, die einerseits die dominierenden säkula-
ren Ideologien (Nationalismus, Sozialismus,
Liberalismus) schwächte und andererseits das
Wiedererstarken des Islam weitgehend be-

5) Vgl. N. R. Keddie, Oil, Economic Policy and Con-
flict in Iran, in: Race and Class, 21 (1979), S. 13—29,
sowie ders., a. a. O. (Anm. 1), S. 86 ff.
5) Hierzu B. Tibi, Nationalismus in der Dritten
Welt am arabischen Beispiel, Frankfurt/M. 1979,
S. 64 ff.
57) Zum islamischen Modernismus siehe Ch. C.
Adams, Islam and Modernism in Egypt, London
1933; zu den Muslim-Brüdern R. Mitchell, a. a. O.
(Anm. 21).
58) Hierzu A L. al-Sayyid-Marsot, Egypt’s Liberal
Experiment 1922—1936, Berkeley 1977.

5) Zur Einordnung der Iranischen Revolution in
ihre internationale Umwelt vgl. F. Halliday, The
Iranian Revolution in International Affairs: Pro-
gramme and Practice, in: A. M. Farid (ed.), Oil and
Security in the Arabian Gulf, New York 1981,
hierzu S. 18—35; zur Diskussion des Anspruches
auf Übertragbarkeit der Iranischen Revolution
siehe den Abschnitt A Revolution for Export, in:
E. Mortimer, Faith and Power. The Politics of Islam,
New York 1982, S. 353 ff. und das Urteil auf S. 405.

günstigte. Aber es kam in Iran zur Islami-
schen Revolution und nicht in Ägypten. Beide
Länder unterscheiden sich nicht nur dadurch,
daß Iran — im Gegensatz zu Ägypten — nicht
zur arabischen Staatengemeinschaft gehört,
sondern auch dadurch, daß in Ägypten — im
Gegensatz zu Iran — der orthodoxe, d. h. der
Sunna-Islam und nicht der Schi'a-, d. h. sektie-
rerische (= wortwörtliche Übersetzung) Islam
dominiert. Doch kann man mit diesen Hin-
weisen die möglichen Spillover-Effekte noch
nicht abweisen.
Wichtiger ist der Hinweis darauf, daß Ägyp-
tens Modernisierungsgeschichte einen erheb-
lich längeren Zeitraum als die iranische vor-
weist, die in der Tat erst nach der Gründung
der Pahlawi-Dynastie begonnen hatte. Die
Erdölentdeckung im Jahre 1908 und der
Wunsch des 1925 zur Macht gekommenen
Reza Schah, die Erdölkonzessionen zentral
abzuwickeln, d. h. auch selbst die Revenues zu
bekommen, waren der Hintergrund des Auf-
baus eines modernen zentralistischen Staates,
der vorher nicht existierte ). In Ägypten da55 -
gegen beginnt die Geschichte der Moderni-
sierung schon im Jahre 1805 mit Muhammad
Alis Reformen im Anschluß an die Expedition
Napoleons. Schon während Napoleons Auf-
enthalt revoltierten die religiösen Autoritä-
ten der Azhar-Universität gegen die von ihm
eingeführten Neuerungen. Dies geschah auch
unter Muhammad Ali, der allerdings die poli-
tische Macht der Ulama (islamische Schriftge-
lehrte/Klerus) sehr beschnitten hatte56).
Ägypten ist sowohl die Wiege der Anpassung
des Islam an die Moderne (islamischer Mo-
dernismus der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts) als auch des islamischen Funda-
mentalismus, d. h. der defensiv-kulturellen
Ablehnung der Moderne (Muslim-Bruder-
schaft)57). Im 1922 unabhängig gewordenen
Ägypten ) bestimmten die liberal-säkularen
Parteien die politische Szene — bis zum Coup
d’tat der „Freien Offiziere" vom 23. Juli 1952.
Die im Jahre 1928 gegründete Bewegung der
„Muslimbruderschaft" blieb aktiv im Unter-



grund; sie wurde auch politisch mächtig, hatte
aber nie die Möglichkeit einer revolutionären
Eroberung der Macht. Es ist wichtig, hier an-
zuführen, daß der Sunna-Islam, der auch in
Ägypten dominiert, im Gegensatz zum Schi'a-
Islam eine legitimatorische Tradition hat, d. h.
daß seine religiösen Institutionen stets ein
Bestandteil des politischen Establishments
waren und noch sind. Der Schi'a-Islam mit sei-
ner Lehre des entrückten Imam spricht dage-
gen dem Staat die Legitimität ab, solange der
zwölfte Imam in Verborgenheit lebt59). Mit
anderen Worten: Der Schi'a-Islam nimmt eine
oppositionelle, ja eine ablehnende Haltung
gegenüber jeder bestehenden Herrschaft ein.
Die al-Azhar-Universität, die in diesem Jahr
ihre 1000-Jahrfeier hatte, ist die autoritative
Stätte des sunnitischen Islam; sie hat sich in
der Regel legitim gegenüber den jeweiligen
Regenten erwiesen. Die Muslim-Brüder oppo-
nieren jedoch, obwohl sunnitisch, nicht nur
gegen das bestehende politische, sondern
auch gegen das religiöse Establishment, das
sie für korrupt halten.
Während der Jahre des Militärregimes unter
Nasser wurden beide Islam-Richtungen in
Ägypten politisch neutralisiert bzw. entmach-
tet. Die Azhar-Universität, die noch vor 1964
autonom war und nur die Islam-Wissenschaf-
ten (= Koran-Exegese, Hadith-Wissenschaft,
d. h. die Beschäftigung mit der Überlieferung
des Propheten, die Fiqh, d. h. islamische Ju-
risprudenz) beherbergte, wurde durch ein ent-
sprechendes Gesetz im Jahre 1964 dem Präsi-
dialamt, d. h. Nasser direkt, untergeordnet
und erhielt durch ein Reformwerk60) zusätzli-
che Fakultäten für Medizin, Ingenieurwissen-
schaft, Agrarwissenschaft, Ökonomie und für
eine Reihe von säkularen geisteswissen-
schaftlichen Fächern. Somit verlor sie ihren
exklusiven religiösen Charakter; sie bleibt
aber bis heute die autoritative Stätte für alle
Sunniten, da der Scheich der al-Azhar (Rek-
tor) die höchste Fetwa- (= Rechtsgutachten)
Instanz für alle Sunniten inauguriert. Schon
vor der „Säkularisierung“ der al-Azhar hatte
Nasser im Verlaufe der fünfziger Jahre durch
die breit angelegte politische Verfolgung die
Bewegung der Muslim-Brüder niedergeschla-
gen61). Ihre führenden Mitglieder landeten

entweder in Konzentrationslagern oder wur-
den gehenkt. Nasser bemühte den Islam je-
doch als Legitimität und deklarierte sich
nicht wie Atatürk als Säkularist. Seine islami-
sche Legitimität diente aber der Untermaue-
rung seiner populistischen Ideologie, die fak-
tisch säkular war. Nasser blieb bis zur Nieder-
lage von 1967 ein überregional gefeierter
Held in der ganzen Region. Um Mißverständ-
nisse auszuräumen ist es wichtig hervorzuhe-
ben, daß unter Nasser der Islam entpolitisiert,
nicht aber aus dem öffentlichen Leben ent-
fernt wurde. Der Islam blieb als Volksreligion
dominierend und prägte das öffentliche Le-
ben in Ägypten, wie Berger62) im einzelnen
belegt hat. Die heutige Wiederkehr bezieht
sich auf den politischen Islam, nicht aber auf
den Islam schlechthin; neu ist nur die Re-Poli-
tisierung63).
Sadat hat in seinem Kampf um Nassers Erbe,
d. h. um seine Anerkennung als wirklichen
Landesherrn und nicht bloß als Interimspräsi-
dent, den Islam als Legitimität mobilisiert. Die
Muslim-Brüder wurden aus den Gefängnissen
entlassen und erhielten volle politische Be-
wegungsfreiheit. Erst mit Camp David und
noch mehr seit der Iranischen Revolution
brach diese Zweckallianz zusammen und en-
dete mit Sadats Ermordung durch islamische
militante Fundamentalisten für immer. We-
der Sadat noch die Muslim-Brüder selbst ha-
ben in dieser Allianz mehr als eine taktische
Angelegenheit gesehen. Für Sadat waren die
Muslim-Brüder eine Schachfigur gegen die
fast paranoid perzipierten Nasseristen/Mar-
xisten. Für die Muslim-Brüder war sie ein Be-
standteil des Versuches, sich wieder nach ca.
anderthalb Jahrzehnten totaler politischer
Unterdrückung neu zu etablieren. Der be-
kannte französische Journalist Eric Rouleau
berichtet aus einer vertraulichen Quelle über
eine Sitzung Sadats mit seinen Sicherheitsbe-
ratern gegen Ende 1979, auf der Sadat die
Empfehlung bekam, die erstarkenden funda-
mentalistischen Gruppen niederzuschlagen,
ehe es zu spät sei. Sadat soll verärgert geant-



wortet haben: „Ich bin nicht der Schah von
Iran und unsere Muslime sind keine Khomei-
nisten." Am nächsten Tag wurde der Berater
entlassen64).

6) Vgl. folgende Bände mit diversen Länder-Fall-
studien: J. L. Esposito (ed.), Islam and Development,
Syracuse 1980 (über Ägypten S. 49 ff. und 71 ff.), P. H.
Stoddard et al (eds.), Change and the Muslim
World, Syracuse 1981 (über Ägypten S. 49 ff. von
J. Waterbury).
69) S. E. Ibrahim, Anatomy of Egypt's Militant Isla-
mic Groups: Methodological Note and Preliminary
Findings, in: International Journal of Middle East
Studies, 12 (1980), S. 423—453; siehe auch N. N. M
Ayubi, The Political Revival of Islam: The Case of
Egypt, in: International Journal of Middle East Stu-
dies, 12 (1980), S. 481—499; Ayubi hat in Kairo
gelehrt und wirkt jetzt in den USA an der UCLA.
7) Zur Bedeutung dieses Titels siehe F. Steppat,

Die politische Rolle des Islam, in: Zeitschrift
der Deutschen Morgenländischen Gesellschaft,
Supplement V (1983), S. 22—36, hierzu s. 33 f.
7) Zu dieser Problematik im einzelnen siehe das
ausgezeichnete Kapitel „Modernization and its
Consequences" in: M. Hudson, Arab Politics. The

Search for Legitimacy, New Haven 1977, S. 126 ff.
72) Nach den Statistiken von 1976: J. Waterbury,
a. a. O. (Anm. 23), S. 79; im Jahre 1966 war der
Anteil der Landbevölkerung noch 59,5 %; heute
dürfte er noch gerade über 50 % liegen.
73) Die beste Darstellung über Kairo stammt von
J. Abu-Lughod, Cairo: One Thousand-One Years of
the City Victorious, Princeton 1971; sehr lesens-
wert ist auch das Kapitel über Kairo in J. Water-
bury, a. a. O. (Anm. 23), S. 125 ff. mit Karten- und
Bildmaterial.
7) S. E. Ibrahim, a. a. O. (Anm. 69), s. 443 ff., und
N. N. M. Ayubi, a. a. O. (Anm. 69), S. 488 ff.

Eine umfassende Untersuchung der Bedin-
gungsfaktoren des Wiedererstarkens des Is-
lam65) würde den Rahmen dieser Abhandlung
sprengen. Hinzu kommt, daß der Islam nicht
nur konfessionell (Sunna und Schiä) bzw. in
seiner Praktizierung (der theologische Islam
der Ulama versus Volksislam66)) unterschied-
lich ist, sondern auch, daß er regional sehr
weit voneinander abweichende Varianten
hat67). Es läßt sich zwar heute eine überregio-
nale Islamisierung des politischen Lebens be-
obachten, die jedoch von einem Land bzw. von
einer Region zur anderen stark variiert68).
Hier sei daher im wesentlichen nur die Frage-
stellung angesprochen: Welches sind die Be-
dingungsfaktoren des Wiedererstarkens des
Islam mit der sicherheitspolitischen Perspek-
tive eines zweiten Iran in Ägypten.
Dazu liegen zwei wertvolle Untersuchungen
von zwei ägyptischen Sozialwissenschaftlern
über diesen Gegenstand vor, die an Ort und
Stelle entstanden sind. Besonders wichtig ist
die Arbeit des an der American University of
Cairo (AUC) lehrenden Saad Eddin Ibrahim69),
der mit einer Regierungsgenehmigung noch
unter Sadat ein Forschungsteam leitete, das
zwei Jahre lang in ägyptischen Gefängnissen
inhaftierte islamische Fundamentalisten in-
terviewte. Es handelte sich nicht um Muslim-
Brüder, sondern um Mitglieder noch fanati-
scherer Gruppen wie „Takfir wa Higra“70) u. a.,

deren Ideologie sich wie die der Muslim-Brü-
der schlicht mit dem politischen Ziel der Er-
richtung des islamischen, auf dem Sakralrecht
(schari'a) basierenden Systems (an-Nizam al-
Islami) zusammenfassen läßt. Was steht hin-
ter dieser politischen Ideologie?
Für das Verständnis des Gegenstandes sind
zunächst folgende soziologische Aussagen
über die ägyptische Gesellschaft von zentra-
ler Bedeutung: Ägypten durchläuft schon seit
dem 19. Jahrhundert Prozesse des rapiden
und ungleichen sozialen Wandels71)- Eines
der Merkmale solcher Prozesse ist die un-
gleichmäßige Urbanisierung, von der Kairo
am meisten betroffen wird. Am Ende des
Zweiten Weltkrieges hatte Kairo ca. zwei
Millionen Bewohner, heute aber schon über
zehn Millionen. Immer noch leben ca. 56,1%
der Ägypter auf dem Land, aber die Land-
fluchtrate ist sehr hoch72). Erschwerend zu
der sehr hohen Urbanisierungsrate Kairos
kommt hinzu, daß nach dem Sechs-Tage-
Krieg 1967 auf einmal ca. 2 Mio. Flüchtlinge
nach Kairo aus der Kanalregion strömten. Je-
der Europäer, der Dritte-Welt-Verhältnisse
nicht kennt, würde sich bei der Ankunft in
Kairo über die Menschendichte auf den Stra-
ßen erschrecken und z. B. kaum verstehen
können, wie Menschen ausgerechnet auf dem
Friedhof (ca. 200 000 Kairoer) wohnen. Der Be-
hausungsmangel in Kairo läßt den zugewan-
derten Bauern aber keine andere Möglich-
keit. Im Elendsviertel Schubra unter einem
Dach zu wohnen scheint noch ein Luxus im
Vergleich hierzu zu sein73).
Nach den soziologischen Daten der Professo-
ren Ibrahim und Ayubi74) kommen die Mit-
glieder der fundamentalistischen Gruppen in
der Regel aus der unteren Mittelschicht und
haben meistens eine akademische Ausbil-



düng oder sind noch dabei, eine solche zu
erlangen. Diese Menschen wohnen zwar in
Kairo, aber sind herkunftsmäßig nicht urban
und erst kürzlich nach Kairo eingewandert.
Diese Menschen finden sich aus ihrer ländli-
chen Umwelt entwurzelt, fremd und verloren
in einer überlauten, dicht bevölkerten und
sehr schmutzigen Stadt, in der alles anonym
ist. Sie haben ihr ländliches Milieu in der
Erwartung einer besseren Zukunft durch Zu-
wanderung in die Stadt und den Erwerb einer
akademischen Ausbildung verlassen und se-
hen sich nun in einer anomischen Situa-
tion ).75

Äußerlich vermittelt Kairo einen westlichen
Eindruck: Die Neon-Reklamen und die Pro-
dukte der modernen Technologie (Autos und
Busse etc.) prägen das äußere Bild. In der
Wahrnehmung der Fundamentalisten ist der
Westen, einer der drei „Feinde des Islam" (ne-
ben Kommunismus und Zionismus), an dieser
Situation schuld. Nur durch die Rückkehr
zum Islam und durch eine totale Ablegung all
dessen, was vom Westen übernommen wurde,
ist ihrer Meinung nach das Heil zu erwarten.
Die Ideologie des islamischen Fundamentalis-
mus ist in diesem Sinne eine Heilsideologie.
Um diese Gruppen (Gama'at al-Islamiyya/Isla-
mische Gruppen) von der ursprünglichen Be-
wegung der Muslim-Brüder zu unterscheiden,
werden sie in der Literatur als Neo-Funda-
mentalisten bezeichnet. Die Frage ist, ob es
sich bei ihnen um eine soziale Bewegung oder
um Randgruppen handelt, ob sie die islami-
sche Bevölkerung mobilisieren können oder
doch ein Randphänomen bleiben.
Das Vorhandensein dieser islamischen Mili-
tanten hängt nicht nur mit der beschriebenen
sozialen Situation zusammen. Unter Nasser
wurde das einst vorbildliche ägyptische Bil-
dungssystem dermaßen ausgebaut und ver-
flacht, daß nun sehr viele Akademiker mit
einem Minimum an Fachwissen und einem
Maximum an sozialen Erwartungen ausgebil-
det wurden. Das bundesrepublikanische Bil-
dungssystem hat heute nicht unähnliche
Züge. Aber in einer armen Gesellschaft wie
der ägyptischen kann dieses Potential das
ganze politische System erschüttern. Nasser
versuchte mit einer Einstellungsgarantie für

alle Hochschulabsolventen — allerdings mit
einem Minimalgehalt — den Auswüchsen
seiner Bildungspolitik zu entkommen, doch
heute plagen sie noch immer die ägyptische
Gesellschaft.
Die Untersuchungen von Ibrahim und Ayubi,
aber auch eigene Nachforschungen des
Autors in Kairo belegen, daß diese Funda-
mentalisten sehr wenig über den Islam wis-
sen, dessen System sie ja errichten wollen.
Andererseits haben sie eine hohe Anzie-
hungskraft auf die Studenten, die Saad Eddin
Ibrahim so erklärt: „Die militanten islami-
schen Gruppen haben für die jüngeren, vom
Land stammenden Menschen den Stellenwert
eines Funktionaläquivalents ihrer bisherigen
Großfamilie, da sie Brüderlichkeit, gegenseiti-
ges Aufteilen und spritituelle Unterstützung
gewähren. Mit anderen Worten, die islami-
schen Gruppen haben für ihre Mitglieder die
Funktion einer entfremdungsaufhebenden
Bezugsgruppe."76) Ibrahim stellt Ähnlichkei-
ten zwischen diesen ägyptischen Gruppen
und iranischen Mujaheddin fest und meint,
daß ein Erfolg der iranischen Revolution in
der Bewältigung der Folgen des rapiden so-
zialen Wandels die ägyptischen Militanten
stärken würde. Ihr Mißerfolg dagegen würde
der von diesen Gruppen propagierten Ideolo-
gie des „Islamlischen Systems" Abbruch tun.
Heute, drei Jahre nach dieser Prognose, kann
man vom Scheitern der iranischen Revolution
sprechen und dennoch feststellen, daß diese
militanten islamischen Gruppen nach wie vor
in Ägypten als Gefahr existieren.
Obwohl der Mörder Sadats (Khalid al-Istan-
buli) ein Armeeoffizier war, wird hier die
These vertreten, daß die militanten islami-
schen Gruppen wenig Einfluß in der Armee
haben und daß ihr Tätigkeitsfeld immer noch
vorwiegend der Untergrund und der Univer-
sitätscampus ist. Um politisch für eine Verän-
derung des bestehenden Systems relevant zu
werden, müssen sie mindestens drei andere
soziale Gruppen mobilisieren können: an er-
ster Stelle die Armee, dann die Landbevölke-
rung bzw. die Zugewanderten vom Land;
schließlich müßten sie wichtige Teile der
ägyptischen politischen Elite für sich gewin-
nen können.
Man braucht nicht viel über Ägypten zu wis-
sen, um gleich bei der Ankunft dort die über-
all dominierende Religiosität zu beobachten.
Kann eine fundamentalistische Bewegung in



dieser Atmosphäre mobilisieren? Zur Beant-
wortung dieser Frage muß man sich den
schon angeführten islamischen Unterschied
zwischen Sunna und Schi’a vergegenwärtigen.
In Ägypten ist der al-Azhar die Säule des
Islam. Im ägyptischen Fernsehen wenden sich
fast täglich Azhar-Autoritäten und manchmal
sogar der Azhar-Scheich persönlich gegen die
islamischen Gruppen und stempeln sie als Ir-
regeführte bzw. als Fälscher des „wahren Is-
lam" ab. Die regierende National-Demokrati-
sche Partei, die Mubarak von Sadat geerbt
hat, gibt die Wochenzeitung „al-Liwa'al-Islami"
(Das Islamische Banner) heraus, in der wie-
derum die Mitglieder des religiösen Estab-
lishments, das auf Seiten des Regimes steht,
schreiben und bestimmen, was „Islam" ist. So-
mit ist das islamische Deutungsmonopol auf
der Seite der Mubarak-Regierung.
In Iran ist die moderne, westlich gebildete
Elite sehr dünn und kaum in der Gesellschaft
verankert. In Ägypten, wie übrigens auch in
der Türkei, gehen die Anfänge dieser westlich
gebildeten Elite auf das beginnende 19. Jahr-
hundert zurück. Die erste große ägyptische
Stipendiatengruppe, die selbst von einem
Imam (at-Tahtawi) geleitet wurde, der später
Rousseau und Voltaire übersetzte, ging schon
in den zwanziger Jahren des vergangenen
Jahrhunderts nach Paris. In einer empirischen
Untersuchung über die bürgerliche Elite in
Kairo stellte Raymond Hinnebusch fest, daß
die Angehörigen dieser Elite immer noch den
„säkular-liberal-demokratischen" Weg und die
Bindung an die westlichen Industriestaaten
bevorzugen77). Mit anderen Worten: Ein zwei-
ter Iran ist in Ägypten nicht zu erwarten.

Unter Mubarak haben die Fundamentalisten
nicht mehr den Handlungsspielraum, den sie
einst unter Sadat hatten. Das Regime bemüht
die islamischen Werte, übertreibt deren Her-
anziehung für die Untermauerung der eige-
nen Legitimität jedoch nicht. Ägypten bleibt
eine islamische Gesellschaft ohne iranische
Auswüchse.
Die Verneinung der Möglichkeit einer Wie-
derholung des iranischen Falles in Ägypten
ist keine generelle Verneinung jeglicher
„Spill-Over"-Effekte der iranischen Revolution
auf ihre Umgebung. Der irakisch-iranische
Krieg sowie die Exzesse des schiitischen Kle-
rus und seines paramilitärischen Fußvolkes,
der Pasdaran (Revolutionswächter), und nicht
zuletzt der ausgebliebene Erfolg der islami-
schen Verheißung haben jedoch die Ausstrah-
lung der „iranischen Revolution" weitgehend
verringert. Jugendlich-militante Angehörige
neofundamentalistischer Gruppen, die aus
dem Land stammen und in Kairo und anderen
Großstädten des Landes unter den Folgen ih-
rer Entwurzelung leiden, schauen zu Kho-
meini als Sympbol für die Lösung ihrer Pro-
bleme hinauf. Dies mag für Jugendsoziologen
von Interesse sein. Von der sicherheitspoliti-
schen Analyse der zwar krisenhaften, aber
nicht destabilisierten Binnenstruktur Ägyp-
tens her gesehen hat aber selbst kurz nach
der Ermordung Sadats kein „Iran in Ägypten"
bestanden, obwohl der politische Islam der
Gegenwart seinen Ursprung in Ägypten hat.



Christian Hacke: Chancen und Risiken der Nah- und Mittelost-Politik der
USA
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/83, S. 3—19

Nach der Schritt-für-Schritt-Diplomatie Kissingers, die zur Eindämmung der militärischen
Auseinandersetzungen in Nahost, der diplomatischen Aktivität der Sowjetunion und des
Einflusses der PLO führte, bemühte sich die Carter-Administration zunächst, gegen den
Willen der Israelis und auch Ägypter, die UdSSR wieder in den Konfliktlösungsprozeß
einzubeziehen. Mit seiner Friedensinitiative gegenüber Israel erzwang Sadat die Wende
in der auch innenpolitisch gescheiterten Nahost-Politik Carters. Die Abkommen von
Camp David stellten schließlich eine Rückkehr zur Realpolitik Kissingers dar.
Die Politik der Reagan-Administration stützt sich nunmehr explizit auf den strategischen
Konsens mit Israel, unter Einbeziehung Ägyptens und Saudi-Arabiens im Nahen Osten
ein Bollwerk gegen jeden sowjetischen Einfluß zu bilden. Allerdings wurde der Konsens
mit Israel durch Begins Politik, die auf die amerikanischen Interessenlagen wenig Rück-
sicht nahm, belastet; denn der Angriff auf den syrischen Atomreaktor und die Libanon-
Politik Israels waren geeignet, die Friedensbemühungen der USA zu unterlaufen.
Die Friedensinitiative Reagans vom 1. September 1982 versuchte, wenn auch verspätet,
auf der Grundlage von Camp David durch Kompromisse einer Verhandlungslösung des
Nahost-Problems näherzukommen. Der Vorschlag einer Selbstregierung der Palästinen-
ser auf der Westbank und im Gaza-Streifen im Rahmen einer Assoziation mit Jordanien
versucht, dem israelischen Sicherheitsinteresse Rechnung zu tragen, indem kein souverä-
ner Palästinenserstaat gefordert wird. Wenn auch der arabische Gipfel in Fes weiterhin
auf einem unabhängigen Staat beharrte und die PLO erneut als Verhandlungspartner
bestätigte, so schien doch auf diplomatischem Gebiet Bewegung entstanden zu sein.
Die Gespräche Arafats mit Hussein über ein gemeinsames Vorgehen hinsichtlich des
Reagan-Plans scheiterten schließlich am Widerstand der radikalen, syrisch gesteuerten
Gruppen in der PLO, die sich gegen Verhandlungen Husseins mit den USA und Israel
über einen Palästinenserstaat wandten. Die zunehmende Kontrolle Syriens über die PLO
verschlechtert die Aussichten für eine einvernehmliche Nahost-Regelung zusätzlich. Ent-
scheidend aber ist, daß sich aufgrund der starren israelischen Politik die Menge der Hand-
lungsoptionen für die USA verringert hat Dennoch besitzen die Vereinigten Staaten in
der Region ein politisches und ökonomisches Übergewicht gegenüber der Sowjetunion,
das sie einsetzen müssen, um nach Arafats Niederlage im Libanon wieder die Kräfte in
der PLO und den arabischen Staaten zu stärken, die die Lösung des Palästinenser-Pro-
blems im Rahmen einer jordanischen Option sehen.

Gerd Linde: Ziele und Grenzen sowjetischer Interessenpolitik in Nah- und
Mittelost
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/83, S. 21—35

Die Anfänge einer aktiven sowjetischen Nah- und Mittelostpolitik fallen mit der Nach-
Stalin-Ära, der Beendigung des Kolonialzeitalters, dem britischen Rückzug „east of Suez“
insbesondere, und der wachsenden amerikanisch-sowjetischen Rivalität zusammen. Die
UdSSR konnte darauf verweisen, daß sie nicht als Kolonialmacht vorbelastet ist.
Die willkürlich gezogenen, aber nahezu überall beibehaltenen kolonialen Grenzen pro-
grammierten für die jungen Staaten Konflikte, deren Nutzung — nicht Schaffung — der
Sowjetunion zusätzlichen Einfluß verschaffte. Fast überall in der Region, von Algerien bis
Afghanistan, hat Moskau seinen Einfluß durch Waffenlieferungen und militärischen Bei-
stand aufgebaut. Zivile Entwicklungshilfe folgte meist später.
In diese Zeit fällt auch die Parteinahme für die Araber im arabisch-israelischen Konflikt,
die vorher, im Gegensatz zum im Kampf gegen die britische Mandatsmacht entstandenen
jüdischen Staat, als bloße Marionetten des europäischen Imperialismus betrachtet wur-
den. Wo es galt, Positionen aufzubauen, war man seit Chruschtschow weitgehend bereit,
über ideologische Differenzen hinwegzusehen, und später bemühte man sich auch um das
Wohlwollen der konservativen arabischen Staaten. Dagegen ist die sowjetische Partei-
nahme für die PLO verhältnismäßig jungen Datums; sie begann Ende der sechziger Jahre.
Der sowjetischen Nah- und Mittelostpolitik sind — zum Teil selbstverschuldete — Rück-
schläge nicht erspart geblieben. Die Intervention in Afghanistan und der Partnerwechsel
von Somalia zu Äthiopien haben wesentlich dazu beigetragen, daß der sowjetische Ein-
fluß, der sich noch 1972 in einer ununterbrochenen Kette von Algerien in den Irak
erstreckte, zehn Jahre später auf Syrien, Libyen und den Südjemen reduziert ist.



Christian Tuschhoff: Die PLO im regionalen Dreieckskonflikt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/83, S. 37—48

Der erzwungene Auszug der PLO aus ihrem bisherigen Hauptquartier in Beirut im Som-
mer 1982 und die in der Folge ausgebrochene „Rebellion" gegen den bis dahin unangefoch-
tenen Führer, Yassir Arafat, hat das Ende des unaufhörlichen Aufstiegs der PLO zu einem
regionalen Machtfaktor im krisengeschüttelten Nahen Osten sichtbar gemacht. Aber wie-
derum verschleierte die militärische Niederlage gegen Israel nur das ewige politische
Dilemma der PLO seit ihrer Entstehung 1964: Auf der einen Seite sieht sich die PLO den
arabischen Staaten gegenüber, die ihr einerseits finanzielle, verbale und moralische
Unterstützung zukommen lassen, sie aber andererseits auch politisch kontrollieren und
sogar, wie im Falle Syriens, für eigene Interessen instrumentalisieren wollen. Zweitens
bildet die Fatah von Yassir Arafat die stärkste Fraktion innerhalb dieses palästinensi-
schen Dachverbandes; da aber in der PLO das Konsensprinzip herrscht, ist kleineren, radi-
kalen PLO-Gruppierungen, die sich überdies noch an andere Mächte wie die Sowjetunion,
Libyen oder Syrien anlehnen, die Möglichkeit gegeben, politische Vorstöße Arafats in
Richtung auf eine Annäherung an die gemäßigten, konservativen arabischen Staaten und
die USA mit dem Ziel einer friedlichen Lösung des Nahost-Konflikts zu torpedieren. Drit-
tens steht mit Israel der PLO die Regionalmacht gegenüber, die auf Grund ihrer militä-
rischen Stärke und ihres gefestigten Bündnisses mit den USA die Möglichkeit einer krie-
gerischen Lösung des Palästina-Konflikts für die PLO unmöglich macht. Darüber hinaus
sind alle israelischen Regierungen seit Begin sämtlichen Kompromißvorschlägen in Rich-
tung eines palästinensischen Teilstaates im Westjordanland und im Gazastreifen ableh-
nend entgegengetreten. Für Yassir Arafat ist dieser Dreieckskonflikt zur Zwickmühle
geworden, und er läuft Gefahr, zwischen den Fronten zerrieben zu werden. Die Zeit
drängt, denn Israel betreibt in den besetzten Gebieten eine Politik der vollendeten Tatsa-
chen. Die USA sind offenkundig nicht in der Lage, diesen Prozeß aufzuhalten. Wenn Ara-
fat sich politisch öffnet, um seinen diplomatischen Verhandlungsspielraum zu erweitern,
wird er aus den eigenen Reihen heraus blockiert. Dies gibt wiederum den Israelis den
Vorwand an die Hand, von Anfang an jegliche Konstruktion einer wie auch immer gear-
teten palästinensischen Eigenstaatlichkeit als existenzielle Bedrohung des Staates Israel
abzublocken. Schließlich hat die Verteilung der PLO-Kämpfer und ihrer politischen Füh-
rung auf mehrere arabische Staaten diesen Staaten die Möglichkeit zu verstärkter politi-
scher Kontrolle eröffnet.

Bassam Tibi: Ein zweiter Iran im Nahen Osten? Ägypten und die krisenhafte
Entwicklung seiner Binnenstrukturen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 49/83, S. 49—62

Von der empirischen Feststellung ausgehend, daß die iranische Revolution in einer Peri-
ode überregionaler Politisierung des Islam stattgefunden hat, wird die Frage gestellt, ob in
Ägypten angesichts der krisenhaften Entwicklung seiner Binnenstrukturen eine solche
islamisch legitimierte Revolution stattfinden könnte. Unter Berücksichtigung der beson-
deren strategischen Bedeutung Ägyptens ließe eine solche Wiederholung des iranischen
Falles in jenem Land weitgehende sicherheitspolitische Folgen befürchten. Die vorlie-
gende Untersuchung wird mit der Erläuterung der überregionalen Bedeutung Ägyptens
als regionalem Zentrum der nahöstlichen Region eingeleitet, die der Illustrierung der
angesprochenen sicherheitspolitischen Folgen dient. Der Frage, ob das iranische Modell
sich in Ägypten wiederholen könnte, wird auf drei Ebenen nachgegangen. Zunächst wird
die wirtschaftliche Entwicklung Ägyptens untersucht. Der Staatsdirigismus unter Nasser
hat die ägyptische Wirtschaft bis auf eine jährliche Wachstumsrate von einem Prozent
heruntergebracht. Mit Hilfe der Liberalisierungspolitik Sadats wird eine Verbesserung
der Wachstumsrate bis auf 8 Prozent jährlich erreicht. Es wird aber festgestellt, daß dieser
wirtschaftliche Aufschwung nicht auf Investitionen im produktiven Sektor (Landwirt-
schaft und Industrie) beruhte und zudem eine auffällige Korruption begünstigte. Anschlie-
ßend wird die politische Entwicklung unter Sadat und Mubarak von einem Einpartei- zu
einem Mehrparteiensystem untersucht und gezeigt, daß eine partielle Demokratisierung,
nicht aber die erforderliche demokratische Partizipation erreicht wurde. Abschließend
wird die Frage gestellt, ob die in den ägyptischen Städten, vor allem in Kairo, agierenden
islamitisch-neofundamentalistischen Gruppen unter den vorhandenen Bedingungen die
islamische Bevölkerung Ägyptens nach dem iranischen Vorbild mobilisieren und das von
ihnen angestrebte islamische System einführen könnten. Die Analyse der Rahmenbedin-
gungen, der Entstehung und Entfaltung dieser Gruppen zeigt, daß sie nicht in der Lage
sind, weder das religiöse Establishment noch die modern gebildete Elite für sich gewin-
nen zu können. Die Schlußfolgerung aus der Analyse der wirtschaftspolitischen, innenpo-
litisch-institutionellen und religiösen Bedingungen führt zur Verneinung der sicherheits-
politischen Befürchtung einer Wiederholung des iranischen Falles in Ägypten.


